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Editorial

Jan Schmidt
Regionalvorsitzender 
Metropolregion Hamburg
DIE JUNGEN UNTERNEHMER  – BJU

Michael Moritz
Regionalvorsitzender 
Metropolregion Hamburg
DIE FAMILIENUNTER NEHMER  – ASU

Liebe Mitglieder und Freunde von DIE FAMILIENUNTERNEHMER 

und DIE JUNGEN UNTERNEHMER

E
s ist wieder soweit. Weihnachten steht vor der Tür! Es ist 

die Zeit der Weihnachtsfeiern, der prall gefüllten Kalen-

der, des Glühweins, der Geschenkesuche in überfüllten 

Innenstädten, der Familienzusammenkünfte und manchmal auch 

der persönlichen Besinnung. 

Auf jeden Fall ist es die 

Zeit der Rückblicke auf das 

scheidende Jahr. 

Überragendes Ereignis 2013 

war die Bundestagswahl. 

Für die meisten Unter-

nehmer stellte der Wahl-

ausgang eine faustdicke 

Überraschung dar : Das 

Ausscheiden der FDP aus 

dem Bundestag bedeute-

te das Ende der bürgerli-

chen Mehrheit. Dank des 

starken Abschneidens der 

Union ist die größte Sorge der heimischen Wirtschaft – die 

Vermögenssteuer – zwar derzeit vom Tisch, allerdings deuten 

die Koalitionsverhandlungen bereits auf einen fl ächendecken-

den Mindestlohn und umfassende Wahlgeschenke zu Lasten 

des Staatshaushalts hin. Die öffentliche Regulation wird zuneh-

men, eine nachhaltige und generationengerechte Politik in den 

Hintergrund gedrängt. Hieraus leitet sich für das neue Jahr ein 

wichtiger Auftrag für DIE FAMILIENUNTERNEHMER und DIE 

JUNGEN UNTERNEHMER ab:  Wir werden in Hamburg und 

auf nationaler Ebene für die Grundwerte unseres Verbands – 

Freiheit, Eigentum, Wettbewerb, Verantwortung – eintreten.

Parallel zur Bundestagswahl erfolgte in Hamburg die Entscheidung 

für den Versuch eines Rückkaufs der Energienetze durch die Stadt. 

Als Verband sind wir beunruhigt über das sehr hohe wirtschaftliche 

Risiko, das nun mit dem Votum einhergeht. Im Bündnis mit zahlrei-

chen anderen Organisatio-

nen hatten wir vor der Wahl 

intensiv über die möglichen 

Folgen informiert. Die Stadt 

hat sich schon zu häufi g 

als Unternehmer versucht, 

mit fatalen Konsequenzen 

für die öffentlichen Kassen. 

Dennoch bekennen wir 

uns als Verband zur demo-

kratischen Legitimierung 

des Entscheids und werden 

Hamburg bei der Umset-

zung mit unternehmeri-

schem Rat zur Seite stehen.

Insgesamt war 2013 für die Hamburger Unternehmen jedoch 

ein gutes Jahr. Die Staatsschuldenkrise hat nicht zu dem befürch-

teten Zusammenbruch der Euro-Zone geführt. Mit Deutschland 

als Musterschüler wächst das Bruttoinlandsprodukt der Euro-

Zone, die Preise sind stabil, die Auftragslage weiterhin gut. Die 

Hoffnung auf einen weiteren Aufschwung 2014 ist groß.

In diesem Sinn wünschen wir unseren Lesern vor allem eine 

geruhsame und friedliche Zeit. Auf ein erfolgreiches neues Jahr!

Herzlichst

www.pwc.de/familienunternehmen

Grenzen
einfacher
überschreiten

© 2013 PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.

Für ein Engagement im Ausland gibt es viele gute Gründe. 
Dank unserer Präsenz in 154 Ländern kennen wir die Chancen 
und die Fallstricke und unterstützen Sie national wie inter-
national, neue Märkte zu erschließen, Produktionsstätten zu 
errichten, neue Vertriebsstrukturen in Wachstumsmärkten 
aufzubauen oder Ihre steuerlichen Herausforderungen bei 
der Inter natio nalisierung zu meistern. Aus einer Hand mit 

sprechen wir darüber? Dr. Peter Bartels, Tel.: + 49 211 981-2176, 
E-Mail: peter.bartels@de.pwc.com
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Über Verantwortung von 

Familienunternehmern

Der Begriff der Verantwortung bekommt eine inhaltliche Bedeutung über-
haupt erst durch einen Inhaber von Verantwortung. Diese Bedeutung 
kann, je nach eigener Deutung, vollkommen unterschiedlich sein. Die 
Wahlverlierer Brüderle und Rösler sahen sich in der Verantwortung für 
das Desaster der FDP bei der Bundestagswahl 2013 und traten daher 
sofort zurück. Der Wahlverlierer Trittin begründete noch am Wahlabend 
ebenfalls mit seiner Verantwortung das genaue Gegenteil. Er sah es zu-
nächst als seine Verantwortung, nicht wegzulaufen, sondern auf seinem 
Posten zu bleiben, um die Grünen weiterhin zu führen. Diametral unter-
schiedliche Konsequenzen aus einer ähnlichen Situation, beide begründet 
mit dem, was die jeweils Handelnden als Verantwortung verstehen. Als 
erstes Zwischenfazit kann daher festgehalten werden, dass Verantwor-
tung offenbar kein einheitlicher Begriff ist.

W
ie kommt es nun zu solch 

völlig unterschiedlichen Deu-

tungen von Verantwortung? 

Offenbar kommt es für den Inhalt der 

Verantwortung nicht nur auf die eigene 

Interpretation an, sondern es wird ihr 

auch durch die Erwartungen anderer 

eine Bedeutung gegeben. Rösler und 

Brüderle wussten, dass ihre Parteifreun-

de ihren Rücktritt erwarteten, während 

Trittin wohl zunächst dachte, es wäre 

der Wunsch seiner Genossen, im Amt zu 

bleiben.

Wir Menschen werden völlig frei von 

jeder Verantwortung geboren. Die Ver-

tung haben. Ich sage bewusst, wir haben 

Verantwortung. Wir tragen sie nicht, denn 

getragen wird eine Last. Verantwortung ist 

für uns aber keine Last. Wir haben sie ger-

ne. Und wir haben sie freiwillig.

Was ist denn nun eigentlich Verantwortung? 

Als erstes bedeutet Verantwortung 

Schutz. Unseren kleinen Kindern sagen 

wir, sie müssten lernen, Verantwortung für 

ihre Spielsachen zu übernehmen. Damit 

meinen wir, sie sollen sie beschützen. Sie 

sollen sie nicht verlieren und sie sollen 

dafür sorgen, dass sie heil bleiben. Kleine 

Kinder wollen diese Verantwortung oft 

gar nicht.  Ihnen ist es zuweilen egal, ob 

das Spielzeug, das eben noch wichtig war, 

im nächsten Moment kaputt oder verlo-

ren ist. Wenn sie ein schöneres Spielzeug 

sehen, lassen sie das, was sie gerade noch 

in der Hand hielten, einfach fallen.

Wir übernehmen Verantwortung für Sa-

chen, für Menschen, für Organisationen. 

Aus der Verantwortung entsteht unsere 

Verpfl ichtung, Schutz zu bieten, sich um 

sie zu kümmern, für sie zu sorgen.  Als 

Gegenleistung erwarten und hoffen wir, 

dass sie bei uns bleiben oder uns zumin-

antwortung für uns selbst müssen wir im 

Laufe unserer Kindheit und Jugend erler-

nen. Manchen von uns gelingt dies besser 

als anderen. Die Verantwortung für ande-

re müssen wir uns nehmen. Keineswegs 

ist es möglich, Verantwortung einseitig zu 

übertragen, zum Beispiel auf Unterneh-

mensnachfolger oder Manager. Es gehört 

zwingend ein anderer dazu, der Verant-

wortung nimmt.

Wir Familienunternehmer haben mit un-

serer Entscheidung für die Selbstständig-

keit Verantwortung übernommen. Wir ha-

ben uns diese im besten Sinne des Wortes 

auch genommen, da wir gerne Verantwor-

Autor : Dr. Björn Castan

dest erhalten bleiben. Und wir erhoffen 

uns, dass wir, wenn wir unserer Verant-

wortung gerecht geworden sind, davon 

auch profi tieren.

Ein Unternehmer, der seiner Verantwor-

tung gerecht wird, richtige Entscheidun-

gen trifft, seine Firma schützt und für sei-

ne Mitarbeiter sorgt, wird mit Stolz vom 

Erfolg seiner Entscheidungen profi tieren. 

Die andere Seite der Verantwortung be-

deutet für uns Familienunternehmer aber 

auch, dass wir für falsche Entscheidungen 

gerade stehen und die Konsequenzen 

selbst tragen. Die bei managergeführten 

Unternehmen oft anzutreffende, positive 

Verantwortung für Erfolg bei gleichzeitig 

völliger Zurückweisung jeglicher persönli-

cher Verantwortung für Fehlentscheidun-

gen steht im Widerspruch zu den Wer-

ten der Familienunternehmer. Wie viele 

Manager lassen sich im Erfolgsfall feiern, 

weisen aber bei Misserfolg jede persönli-

che Verantwortung zurück? Sie ernten die 

Früchte des Erfolgs. An den Konsequenzen 

des Misserfolgs nehmen sie in der Regel 

zumindest fi nanziell nicht teil, sondern 

klagen oftmals noch hohe Abfi ndungen 

ein. Für uns Familienunternehmer sind die 

Konsequenzen aus Erfolg oder Misserfolg 

zwei Seiten derselben Medaille. Für beides 

stehen wir ein. 

Ich zolle dem unglücklichen Lokomotiv-

führer des spanischen Zuges, der aufgrund 

zu hoher Geschwindigkeit entgleist ist und 

in Folge dessen viele unschuldige Men-

schen ihr Leben verloren haben, zumin-

dest Respekt. Denn er hat anschließend 

sinngemäß gesagt: „Ich habe es verbockt. 

Das war mein Fehler.“ Bis ihn offenbar sei-

Ich möchte vier Arten der Verantwortung 

unterscheiden, die für uns Familienunter-

nehmer relevant sind:

1. Persönliche 

Verantwortung 

für sich selbst

Die erste Verantwortung, mit der wir es 

als Kinder zu tun bekommen, ist für unser 

Stofftier, unser Spielzeug, eventuell auch 

für kleinere Geschwister. Zum Üben so-

zusagen. Verantwortung für uns selbst zu 

übernehmen, wird mit zunehmendem Al-

ter wichtiger. Im Kindergarten und in der 

Schule müssen wir uns behaupten, ohne 

den Schutz der Eltern.  Wir beginnen, ei-

gene Entscheidungen zu treffen, für deren 

Konsequenzen wir einstehen zu haben. Für 

Heranwachsende bedeutet die Verantwor-

tung für sich selbst, sich für ein bestimmtes 

Maß an Leistung und Anpassung in das Sys-

tem zu entscheiden, das ihnen ermöglicht, 

sich als Erwachsene selbst zu versorgen 

oder einen anderen Weg zu gehen. Die 

Verantwortung für uns selbst ist elementar. 

Wenn wir selbst unseren Geist oder Kör-

per durch unsere Lebensweise ruinieren, 

sind wir nicht in der Lage, Verantwortung 

für andere zu übernehmen. Im Flugzeug 

ne Anwälte zurückgepfi ffen haben. Weite-

re Beispiele für Personen, die öffentlich die 

Verantwortung für Fehlentscheidungen 

übernommen haben, sind mir außerhalb 

der Politik beim besten Willen nicht ein-

gefallen. Wie erbärmlich hat sich dagegen 

der Kapitän der Costa Concordia ver-

halten, der ebenfalls die Verantwortung 

für den Tod vieler Menschen trägt, diese 

aber weit von sich weist? Wie haben die 

Manager bei Karstadt, Siemens oder Thys-

senKrupp reagiert, als schwere Fehler be-

gangen wurden? Was haben Lance Arm-

strong, Jan Ullrich oder pädophile Grüne 

getan, als ihre Verfehlungen ans Licht ka-

men? Alles geleugnet, was nicht ohnehin 

schon bewiesen war. Verantwortung für 

das eigene Handeln? Fehlanzeige! Im Falle 

der genannten Manager erhalten sie gol-

dene Handschläge, während die Opfer ih-

rer Fehlentscheidungen die Zeche zahlen 

müssen. Welchen Respekt bringen wir ge-

genüber Managern auf, die nicht nur keine 

fi nanziellen Konsequenzen ihres Handelns 

tragen, sondern sich gegen jedes andere 

Risiko auch noch durch von der Firma be-

zahlte DNO-Versicherungen absichern? 

Dr. Björn Castan ist Inhaber des Hamburger 
Marktforschungsinstituts United Research AG. 
Er engagiert sich seit 13 Jahren ehrenamtlich 
im Verband DIE FAMILIENUNTERNEHMER 
und DIE JUNGEN UNTERNEHMER, aktuell 
als Mitglied des Vorstands im Regionalkreis 

Hamburg und als Vorsitzender der Wirtschafts-
politischen Kommission.
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heißt es aus gutem Grund: „Nehmen Sie 

erst sich selbst eine Sauerstoffmaske und 

helfen Sie dann anderen Mitreisenden.“ 

Denn wenn man selbst keine Luft mehr be-

kommt, kann man auch anderen nicht mehr 

helfen. Die Verantwortung für uns wahrzu-

nehmen, bedeutet uns selbst zu schützen 

und für Körper und Geist zu sorgen. Sie 

ist die notwendige Grundlage, um Verant-

wortung für andere oder die Gesellschaft 

übernehmen zu können.

2. Familienverant-

wortung

Wenn wir eine Partnerschaft eingehen 

oder eine Familie gründen, ist dies auto-

matisch auch mit Verantwortung für die 

Partner beziehungsweise alle Familienmit-

glieder verbunden. Wir schützen unsere Fa-

milien, wir sorgen für sie und wir kümmern 

uns um sie. Jeder nach seinen Kräften, im 

Rahmen der eigenen Möglichkeiten. Damit 

werden wir unserer familiären Verantwor-

tung gerecht. Sie beinhaltet auch, dass er-

wachsene Kinder irgendwann Verantwor-

tung für ihre Eltern übernehmen, wenn die 

eigenen Kräfte nicht mehr ausreichen.

3. Unternehmerische 

Verantwortung

Als Familienunternehmer fühlen wir uns 

unseren Unternehmen ebenso verbunden 

wie unseren Familien. Beide sind oft eng 

bedeutet, die Konsequenzen höchst per-

sönlich zu tragen und sie für andere mög-

lichst gering ausfallen zu lassen. Wie ist 

vor dem Hintergrund dieser Analyse der 

tragische Freitod von Unternehmern, wie 

zum Beispiel Adolf Merckle, einzuordnen, 

die gewichtige Fehlentscheidungen getrof-

fen haben? Zunächst könnte man anneh-

men, dass mit einer Selbsttötung in aller 

Deutlichkeit die Verantwortung für Fehl-

entscheidungen übernommen wird. Die 

Botschaft lautete: „Seht her, ich habe es 

verbockt und dafür bezahle ich mit mei-

nem Leben.“ Ist das die höchste Form der 

Verantwortung? Ich glaube, nein. Ganz im 

Gegenteil. Sowohl die persönliche Verant-

wortung für sich selbst, als auch für die 

Familie, das Unternehmen und für die Ge-

sellschaft kann durch einen Freitod nicht 

mehr wahrgenommen werden. Denn die 

Konsequenzen der vorangegangenen fal-

schen Entscheidungen haben dann ande-

re zu tragen. Wer sich durch Selbsttötung 

aus der Verantwortung nimmt, kann nicht 

mehr dazu beitragen, die Konsequenzen 

für andere Betroffene zu mildern und sei-

nen Teil zur Wiedergutmachung zu leisten. 

Selbstmorde als Konsequenz unterneh-

merischer Fehlentscheidungen basieren 

folglich auf einem irrigen Verständnis von 

Verantwortung. Wer tot ist, kann nicht 

mehr beschützen, sich nicht mehr küm-

mern oder für andere sorgen.

miteinander verwoben. Die unternehme-

rische Verantwortung ist meist noch kom-

plexer als die familiäre, da sie sich auf eine 

Organisation erstreckt, die in der Regel 

größer als die eigene Familie ist und ein 

komplexes Konstrukt unterschiedlicher 

Bindungen zwischen Kunden, Lieferanten, 

Anteilseignern, Öffentlichkeit und Politik 

darstellt.

4. Gesellschaftliche 

Verantwortung

Die Übernahme gesellschaftlicher Verant-

wortung dient meist nicht primär dem 

eigenen Broterwerb. Mit der Leitung einer 

Pfadfi ndergruppe kann es in der Jugend be-

ginnen. Der Eintritt in die Bundeswehr oder 

das Absolvieren eines Zivildienstes oder ei-

nes Sozialen Jahres bedeutet ebenfalls die 

Übernahme gesellschaftlicher Verantwor-

tung. Wir Familienunternehmer engagieren 

uns auf ehrenamtlicher Basis in Verbänden, 

Vereinen, Kammern und gemeinnützigen 

Einrichtungen. Nur wenige von uns brin-

gen sich aktiv in die Politik ein. Daher ist es 

wichtig, unsere Interessen über einen star-

ken Verband vertreten zu lassen. 

Auf allen vier Ebenen haben wir Verant-

wortung und bemühen uns nach Kräften, 

dieser gerecht zu werden. Was aber, wenn 

uns dies nicht gelingt? Verantwortung im 

Falle des Misserfolgs zu übernehmen, 

Kaffeegeschichten

Drachenkaffee von den 

Galapagosinseln

Die Galapagosinseln, offi ziell Archipiélago de Colón (Kolumbusarchipel), 
sind eine Inselansammlung im Pazifi schen Ozean. Sie liegen am Äquator 
rund 1.000 Kilometer westlich der ecuadorianischen Küste und gehören 
zu Ecuador. Das spanische Wort „galápago”, das unter anderem „Wulst-
sattel“ bedeutet, bezieht sich auf den Schildkrötenpanzer der berühmten 
Galapagos Riesenschildkröten.

Autor : Ullrich Marsau

wir heute von den ältesten, noch Früchte 

tragenden Kaffeepfl anzen ernten und ge-

nießen dürfen. Es sind in der Tat diesel-

ben, vor rund 130 Jahren angepfl anzten 

Kaffeebäume, die immer noch exzellente 

Kaffeebohnen produzieren und damit 

einen einsamen Weltrekord halten. Nor-

malerweise geht man bei Kaffeesträu-

chern von einer maximalen Lebensdauer 

von 30 bis 40 Jahren aus, ehe der sparsa-

me Plantagenbesitzer über eine Neuan-

pfl anzung nachdenkt.

Die Flora und Fauna der Inseln gehören 

heute zum Weltnaturerbe der UNESCO 

und werden als Nationalpark geschützt. 

Etwa 97 Prozent der Fläche der Gala-

pagosinseln und die sie umgebenden 

Gewässer stehen unter strengem Na-

turschutz. Die landwirtschaftliche und fi -

schereiliche Nutzung sowie das Betreten 

der Inseln und das Befahren der Gewäs-

ser sind streng reglementiert und wer-

den durch die Nationalparkverwaltung 

mit Sitz in Puerto Ayora kontrolliert.

Auf den Galapagosinseln werden heute 

zirka 6.000 Sack Kaffee á 60 Kilogramm 

erzeugt, die Hälfte davon stammt von 

der Insel San Cristobal. Die Kaffeebäume 

wachsen auf erdgeschichtlich relativ jun-

gem, nährstoffreichem Vulkanboden und 

jeglicher Einsatz von Pestiziden, Fungizi-

C
harles Darwin beobachtete 1835 

bei der ersten wissenschaftlichen 

Expedition auf dieser Inselgrup-

pe, eine durch die geografi sche Isolation 

bedingte, einzigartige Tierwelt. Wie in 

einer Fantasiewelt muss es den Wissen-

schaftlern wohl vorgekommen sein, sich 

zwischen einer Vielzahl von drachenähn-

lichen Echsen und Riesenschildkröten 

wiederzufi nden. Darwins Beobachtungen 

verdanken wir seine spätere Evolutions-

theorie, die auf dieser Reise begründet 

wurde. Trotz der Äquatornähe sorgen 

nährstoffreiche und kühle Tiefenwasser 

des Humboldtstroms für ein gemäßigtes 

ozeanisches Klima. Bis heute ist die In-

selgruppe ein Traumziel für Biologen aus 

aller Welt, die hier eine einzigartige Flora 

und Fauna vorfi nden.

Des Kaffeeliebhabers besonderer Dank 

gilt jedoch Manuel J. Cobos, denn er 

pfl anzte im Jahr 1879 zusammen mit 

französischen Agronomen zum ersten 

Mal Kaffee auf der Insel Chatham, dem 

heutigen San Cristobal. Hierbei handelte 

es sich um Arabica-Pfl anzen der Varietät 

Bourbon, die zuvor aus französischen Ko-

lonien eingeführt worden waren. Cobos 

konnte nicht ahnen, dass er durch seine 

Pfl anzung etwas ganz besonderes schaf-

fen würde. Das spezielle Klima der Ga-

lapagosinseln hat dazu beigetragen, dass 

den, Herbiziden und chemischen Dün-

gemitteln ist gesetzlich verboten. Dieser 

Umstand erlaubt die Erzeugung von bes-

tem Biokaffee. Galapagos-Kaffee gedeiht 

unter Schattenbäumen wie zum Beispiel 

Avocado-, Guaven-, oder Orangenbäu-

men. Gedüngt wird nur mit organischen 

Substanzen, die natürlicherweise anfallen.

Zweimal im Jahr werden die reifen Kaf-

feekirschen mit der Hand geerntet und 

später nass aufbereitet, das heißt die Boh-

nen werden vom Fruchtfl eisch getrennt 

und gewaschen. Bei diesem Prozess wird 

streng auf hohe Wasserreinhaltung und 

Produktqualität geachtet.

All diese Umstände lassen uns einen Kaf-

fee genießen, der von angenehm frischen 

Aromen, feinen Fruchtsäuren, leicht scho-

koladigen Noten seines vollen Körpers 

und einem langem Nachklang geprägt ist. 

Galapagos-Kaffee zählt zu den mittelkräf-

tigen Gourmetkaffees und ist aufgrund 

seiner geringen Produktionsmenge meist 

nicht ganzjährig zu erwerben. Diesen Kaf-

fee, den auch wir nicht alle Tage in der 

Tasse haben, kann man bei uns unter 

dem Namen „Drachenkaffee“ erwerben. 

Sein Genuss könnte ein kleiner Trost sein, 

wenn die zu erwartenden Strapazen ei-

ner Reise auf die Galapagosinseln als un-

überwindlich angesehen werden.
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FDP nach dem Wahldebakel

Interview mit der Hamburger Fraktionsvorsitzenden Katja Suding 

über ihre Rolle beim Wiederaufbau der Liberalen und die Zukunft 

ihrer Partei

„Deutschland hat ein grosses liberales Potential“

FH: Die FDP hatte bisher als Partei die 

längste Regierungsbeteiligung. Jetzt hat 

sie sich erstmalig seit Bestehen der Bun-

desrepublik selbst unter ferner liefen ein-

geordnet. Es gibt nur noch Parteien links 

von der Mitte. Braucht Deutschland in 

der Mitte keinen Liberalismus mehr? 

Katja Suding: Ich bin überzeugt davon, 

dass es ein großes liberales Potential in 

Deutschland gibt. Viele Menschen den-

ken, handeln und fühlen liberal. Wir als 

FDP haben es allerdings nicht geschafft, 

diese Bürger anzusprechen und zu über-

zeugen. Unsere Aufgabe wird es jetzt 

sein, uns so aufzustellen, dass wir für die 

Liberalen im Lande wieder attraktiv sind. 

FH: Die Hochzeiten der FDP mit glaub-

haften Leitfi guren und Persönlichkeiten 

wie Theodor Heuss, Erich Mende, Wal-

ter Scheel, Hans-Dietrich Genscher oder 

Otto Graf Lambsdorff sind Historie.  Viele 

halten auch Sie für ein Zugpferd. Wollen 

Sie zusammen mit Wolfgang Kubicki  und 

Christian Lindner zukünftig diese Lücke in 

Berlin füllen?

Suding: Wir werden für den Neustart 

der FDP ein gutes Team brauchen. Chris-

tian Lindner hat seine Kandidatur für den 

Bundesvorsitz erklärt und hat meine 

volle Unterstützung. Er ist jemand, der 

den Liberalismus wie kaum ein Zweiter 

erklären kann. Wolfgang Kubicki gehört 

zu unseren profi liertesten Politikern und 

ich bin froh, dass er seine Bereitschaft 

erklärt hat, am Wiederaufbau der Partei 

mitzuwirken. Auch ich bin bereit, zukünf-

tig mehr Verantwortung zu übernehmen. 

auf alle liberal denkenden Menschen zu-

gehen. Das sind Menschen, die für wirt-

schaftliche Vernunft, Bürgerrechte und 

gesellschaftliche Freiheiten stehen, die 

ihre eigenen Lebensentwürfe verwirkli-

chen wollen, und das ist völlig unabhängig 

von irgendeinem gesellschaftlichen Status.

Der Liberalismus 

muss sich einer 

veränderten Lebens-

realität anpassen

FH: Die FDP steht sichtlich am Schei-

deweg zwischen Linksliberalismus und 

Neoliberalismus. Welchen Weg müssen 

die Liberalen einschlagen, um wieder in 

den Deutschen Bundestag einzuziehen?

Suding: Ich glaube nicht, dass wir hier am 

Scheideweg stehen. Wir brauchen auch 

keinen Bindestrich-Liberalismus. Uns geht 

es um wirtschaftliche Vernunft, die Besin-

nung auf Bürger- und Freiheitsrechte, Bil-

dung, Chancengerechtigkeit und die Ver-

wirklichung individueller Lebensentwürfe. 

Mir geht es nicht um Linksliberalismus 

oder Neoliberalismus. Für mich gibt es 

nur einen umfassenden Liberalismus und 

den müssen wir auch wieder leben. Wir 

haben auf unserem Parteitag viel analy-

siert, diskutiert und Fehler benannt. Aber 

diese Phase ist jetzt vorbei. Wir schauen 

auf die Herausforderungen, die in den 

kommenden beiden Jahren vor uns lie-

gen. Wir werden als Hamburger FDP un-

serer Rolle als Großstadt-Partei gerech-

ter werden als bisher. 

FH: Müssen sich liberale Ideen an ein 

neues Zeitalter anpassen?

Suding: Der Liberalismus an sich kennt 

ja keine absoluten Wahrheiten.  Wir stel-

len uns dem gesellschaftlichen Wandel 

und müssen natürlich auch Konzepte und 

Überlegungen hinterfragen. Beispiele gibt 

es reichlich. Als die Bürger beim Thema 

Volkszählung in den achtziger Jahren auf 

die Straße gingen, gab es eine ganz ande-

re Sensibilität bezüglich der Preisgabe von 

persönlichen Daten als es heute im Zeit-

alter von Social Media der Fall ist. Für uns 

Liberale stellt sich die Frage, wie wir es 

schaffen, die Menschen wieder stärker für 

ihre Bürgerrechte zu sensibilisieren. Mit den 

1996 Studium der Kommunikations- und 

Politikwissenschaft und Romanistik an der 

Universität Münster, 2003 abgeschlossen.

1999 nach Hamburg gekommen. In 

Hamburg im Bereich Marketing und PR bei 

der music-licence.com AG beschäftigt (Fir-

ma erloschen), danach Leiterin Verkaufs-

förderung bei der Otto Offi ce GmbH.

Seit 2004 als PR- und Kommunikations-

beraterin selbstständig.

Zumal die Fraktionen in den Ländern, wir 

haben ja noch neun Landtagsfraktionen, 

jetzt sowieso eine andere Rolle spielen. 

Als Abgeordnete fi nden wir noch öffent-

liches Gehör und wir werden in die Lü-

cke stoßen müssen, die die Bundestags-

fraktion hinterlassen hat. 

FH: Die FDP war über Generationen 

die Partei und politische Heimat der 

Handwerker und der mittelständischen 

Kleinbetriebe. Liest man heute Ihre Mit-

gliederliste, ist der hohe Anteil der Aka-

demiker nicht mehr zu übersehen. 

Suding: Die Wahlanalysen zeigen, dass 

wir bei allen Berufsgruppen verloren ha-

ben, auch bei Akademikern. Aber, libera-

le Ideen richten sich nicht an bestimmte 

Berufs- oder Altersgruppen. Wir müssen 

gleichen Antworten wie vor Jahrzehnten 

kommen wir da nicht weiter. Ein anderes 

Beispiel ist das Ehegatten-Splitting. Das mag 

richtig gewesen sein, als in der klassischen 

Familie Mann und Frau geheiratet haben 

und dann Kinder kamen. Heute wächst 

aber ein Großteil der Kinder entweder bei 

Eltern auf, die gar nicht verheiratet sind, 

oder bei Eltern, die getrennt oder geschie-

den sind. Aber auch das sind Familien, die 

von staatlicher Unterstützung profi tieren 

sollten. Klar ist, Liberalismus muss sich einer 

veränderten Lebensrealität anpassen.

FH: Stichwort Einkommens- und Unter-

nehmenssteuerrecht. Wie stellt sich die 

FDP hier eine Reform vor?

2006 in die FDP eingetreten, 2007 Vor-

standsmitglied im FDP-Kreisverband Blan-

kenese.

2007 bis 2009 ehrenamtliche Chefre-

dakteurin beim Hamburger FDP-Mitglie-

dermagazin „Große Freiheit“.

2011 Mitglied im Präsidium der FDP 

Hamburg. 

2008 bis 2011 Beisitzerin im Landes-

vorstand Hamburg und Fachsprecherin des 

Landesverbandes für Haushalt und Finanzen. 

2009 bei der Bundestagswahl im Bun-

destagswahlkreis Altona angetreten, ver-

passte jedoch mit 8,2 Prozent und Platz 6 

der Landesliste den Einzug in den Deut-

schen Bundestag.

2011 bei der Bürgerschaftswahl in Ham-

burg Spitzenkandidatin der FDP. Mit 6,7 

Prozent erhielt die FDP ihr bestes Wahler-

gebnis seit 37 Jahren.

2011 Einzug in die Hamburgische Bür-

gerschaft und Vorsitzende der FDP-Frak-

tion, Niederlegung ihrer Tätigkeit als Ac-

count Director bei Edelman Hamburg.

Mitglied des Bundesvorstandes der FDP in 

Berlin.

Katja Suding lebt getrennt von ihrem Ehe-

mann Christian und ihren beiden Söhnen. 

Katja Suding, 

geb. Surmann 

Geboren am 30. Dezember 1975 in Vechta.

Ihr stehen alle Türen offen: Katja Suding, 
Fraktionsvorsitzende der FDP 

in der Hamburgischen Bürgerschaft
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Suding: Bei der Einkommensteuer fehlt 

neben einer generellen Vereinfachung 

auch ein Angebot der Pauschalierung. Das 

Wichtigste ist jedoch die Abmilderung der 

kalten Progression. Sie belastet kleine und 

mittlere Einkommen massiv und selbst 

moderate Lohnzuwächse werden durch 

die Progression im Tarif wieder aufgezehrt. 

Das darf nicht sein. Es bedarf hier einer au-

tomatischen Anpassung, so dass sich der 

Staat eben nicht durch die Infl ation auf 

Kosten der Bürger bereichert. Das ist ein 

ganz wesentlicher Punkt. Beim Thema Un-

ternehmenssteuerrecht ist es eines unserer 

Ziele, kleinen und mittleren GmbHs die 

Möglichkeit zu geben, wie Personengesell-

schaften besteuert zu werden, also deutlich 

einfacher und transparenter. Ein weiterer 

Punkt ist, dass wir auch bei der Unterneh-

mensbesteuerung darauf achten müssen, 

dass diese rechtsformneutral ist. Darüber 

hinaus ist es mir wichtig, dass wir zu einer 

Vereinfachung des Systems kommen und 

zwar ohne Mehrbelastung.

Die FDP ist eine 

durch weg pro-

europäische Partei

FH: Stichwort Mindestlohn-Debatte. Wa-

rum ist die FDP hier eingebrochen?

Suding: Es gilt nach wie vor, dass die FDP 

einen fl ächendeckenden gesetzlichen Min-

destlohn ablehnt, daran hat sich nichts ge-

ändert. Die schwarz-gelbe Koalition hat in 

den letzten vier Jahren in einigen Branchen 

sogenannte Lohnuntergrenzen beschlos-

sen. Bestehende Tarifverträge wurden für 

allgemeinverbindlich erklärt, das halte ich 

auch für richtig. Ich glaube nicht, dass die 

Politik es hinnehmen kann, dass Menschen 

mit einem Vollzeitjob nicht von ihrer Arbeit 

leben können. Deshalb halte ich das Instru-

ment, Tarifl öhne unter bestimmten Bedin-

gungen für allgemeinverbindlich zu erklären, 

für richtig und genau das ist auch die Be-

schlusslage meiner Partei.

FH: Wie gehen Sie innerparteilich mit 

Stimmen um, die einen eurokritischen 

Ton anschlagen?

Suding: Die FDP ist, um es ganz klar zu 

sagen, eine durchweg pro-europäische 

Partei. Ich kenne auch niemanden, der 

in der FDP eine andere Haltung vertritt. 

Was die Euro-Rettungsdebatte angeht, 

hat die FDP, anders als alle anderen Par-

teien, eine sehr intensive Diskussion ge-

führt. Als einzige Partei haben wir dazu 

einen Mitgliederentscheid durchgeführt 

und uns auf einen Kurs festgelegt, der 

am Ende zur Unterstützung des ESM ge-

führt hat. Ich stehe zu diesem Beschluss. 

Uns ist sicher nicht umfassend gelungen, 

zu erklären, warum es für uns Deutsche 

wichtig und richtig ist, schwächere Län-

der zu unterstützen und uns damit von 

Positionen, wie sie die AfD vertreten hat, 

abzugrenzen. Aber noch einmal: Wir sind 

eine pro-europäische Partei.

FH: Die FDP kann im Moment ihren po-

tentiellen Führungsmitgliedern auf Bun-

desebene keine Karriere bieten. Erwar-

ten Sie einen ‚Brain Drain‘? Wie halten 

Sie ihre Leute?

Suding: Das ist sicherlich nicht ganz ein-

fach. Auf der anderen Seite ist das auch 

eine Chance, weil gerade jetzt viele neue 

Leute hinzukommen. Wir sind motiviert 

und arbeiten weiter. Wir hier in Hamburg 

kennen diese Situation sehr gut. Bevor wir 

2011 wieder ins Parlament gekommen 

sind, waren wir sieben Jahre lang außer-

parlamentarisch und haben es geschafft, 

diesen doch recht langen Zeitraum gut 

zu überbrücken. Es ist jetzt wichtig, die 

Motivation aller zu nutzen und in kreative 

und produktive Bahnen zu lenken.

FH: Der Nichteinzug in den Bundestag 

reißt der FDP fi nanzielle Lücken. Für Lob-

byisten und Sponsoren sind Sie nur noch 

zweite Liga. Wie akquirieren Sie jetzt grö-

ßere Spenden? 

Suding: Die Landesverbände und vor al-

lem die Fraktionen in den Ländern wer-

den eine noch wichtigere Rolle spielen. 

Der Hamburger Landesverband wird 

sich auch in Zukunft auf Bundesebene 

einmischen und sich aktiv in die pro-

grammatische Diskussion einbringen. Als 

Großstadt-FDP können wir wichtige Im-

pulse geben, den wir stehen vor anderen 

Herausforderungen als die Flächenländer. 

Das muss sich in unseren Antworten, 

zum Beispiel auf gesellschaftliche Fragen 

wiederfi nden. Dafür wird die Hamburger 

FDP sorgen und davon profi tiert neben 

der Bundespartei auch mein Hamburger 

Landesverband.

Es wird Zeit, dass 

in der Wirtschafts-

behörde wieder 

liberaler Wind weht

FH: Sie führen im Rathaus die FDP-Fraktion. 

Womit kann die FDP als Oppositionspartei 

die derzeitige Alleinherrschaft der SPD in 

Hamburg unter Druck setzen?

 

Suding: Wir haben als Oppositionspar-

tei die SPD im Bereich der Bildungspolitik 

bereits erheblich unter Druck gesetzt. Wir 

haben für mehr Durchlässigkeit zwischen 

den Schulformen gesorgt und für mehr 

Transparenz bei den Schulinspektionen. 

Daran werden wir weiter arbeiten und den 

Senat antreiben. In der Haushaltspolitik ist 

der Senat weit hinter seinen eigenen An-

sprüchen zurückgeblieben. Ein ambitionier-

ter Sparkurs ist nicht erkennbar. Die FDP 

wird weiter darauf drängen, mit sinnvollen 

Sparmaßnahmen und weniger Personal an 

den richtigen Stellen Hamburg für die Zu-

kunft fi t zu machen. Senator Horch bietet 

uns in der Wirtschafts-, aber auch der Ver-

kehrspolitik viele offene Flanken. Desaströ-

se Baustellenkoordinierung, unsinnige Bus-

beschleunigungsprogramme und fehlende 

Suding: Die FDP ist keine Partei, die sich 

bisher durch Lobbyisten fi nanziert hat. 

Wir haben immer schon weniger Spen-

den erhalten als die großen Parteien 

CDU und SPD. Es wird sicherlich eher 

schwerer als leichter, neue Spender zu 

gewinnen. Das heißt für uns: Wir müs-

sen unsere Netzwerke pfl egen. Und wir 

werden mit Einschnitten zurechtkommen 

und auf kleinerem Fuß leben müssen. So 

wird sich die Bundesgeschäftsstelle per-

sonell erheblich verkleinern. 

FH: Bei der letzten Bürgerschaftswahl 

haben Sie die FDP locker über die Fünf-

Prozent-Hürde geführt. Was hat die 

Hamburger FDP richtig gemacht, was im 

Bund versäumt wurde?

Suding: Man kann beide Wahlen über-

haupt nicht miteinander vergleichen. 

Wahlen im Bund und in den Ländern 

funktionieren unterschiedlich. Zudem ka-

men wir bei der letzten Bundestagswahl 

aus einer Regierungskoalition, hier in 

Hamburg waren wir vorher außerparla-

mentarische Opposition. Es war in Ham-

burg sicherlich richtig, mit einem frischen, 

neuen Team auf die richtigen Themen zu 

setzen und uns auf unsere Kernthemen 

Wirtschaft, Bildung, Familie und Haushalt 

zu konzentrieren. Das waren Themen, mit 

denen wir die Menschen angesprochen 

haben.

Der Landesverband 

Hamburg wird sich 

in Zukunft auch 

auf Bundesebene 

einmischen

FH: Die FDP steht programmatisch vor 

einer Neuordnung ihrer Führungsstruk-

turen. Welche Rolle könnte der Landes-

verband Hamburg zukünftig auf Bundes-

ebene einnehmen?

Hafeninvestitionen sind nur einige Stich-

worte. Es wird Zeit, dass in der Wirtschafts-

behörde wieder liberaler Wind weht. 

FH: Sie haben in der FDP eine Blitzkarriere 

hingelegt. Was ist Ihr eigenes parteipoliti-

sches Ziel?

Suding: Die neun verbleibenden Land-

tagsfraktionen werden künftig mehr 

Verantwortung innerhalb der FDP über-

nehmen müssen. Als Hamburger Frakti-

onsvorsitzende bin ich dazu bereit. Klar 

ist aber : Ich kämpfe in erster Linie für ein 

noch besseres Ergebnis bei den Wahlen 

2015 und eine noch stärkere FDP-Frak-

tion in der nächsten Bürgerschaft. Mög-

lichen Gesprächen zu einer Regierungs-

bildung werden wir uns sicherlich nicht 

verschließen. Wir können in Hamburg 

das Signal setzen, dass die FDP mit einem 

klaren Kurs und einem guten Team Erfol-

ge erzielen kann. 
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FH: Wie stehen Sie zu dem Seilbahn-

Projekt über die Elbe?

Suding: Die Seilbahn kann sich mit ei-

nem sensationellen Blick über die Stadt, 

den Hafen und die Elbe zu einem tou-

ristischen Highlight entwickeln. Zusätzlich 

kann sie auch den ÖPNV leicht entlas-

ten. Der größte Bedenkenträger ist der 

Wirtschaftssenator, der zu allem Über-

fl uss auch noch für Tourismus zuständig 

ist. Er lehnt die vorliegenden Konzepte 

und Routen ab, ohne einen alternativen 

Vorschlag vorzulegen. Wir haben des-

halb den Senator aufgefordert, eine al-

ternative Routenführung vorzuschlagen. 

Darauf warten wir allerdings bis heute. 

Kurz gesagt: Ich glaube, dass das Projekt 

für Hamburg ein wirklicher Gewinn wäre. 

Wir möchten die Seilbahn.

FH: Was wünschen Sie sich für Hamburgs 

Zukunft?

Suding: Ich wünsche mir, dass Hamburg 

eine so tolerante und weltoffene Stadt 

bleibt, wie sie es jetzt ist. Was die Regie-

rung Hamburgs angeht, würde ich mir 

wünschen, dass mit mehr Visionen und 

einem schärfen Blick in die Zukunft re-

giert wird. Im Prinzip wird die Stadt der-

zeit nur verwaltet.

FH: Welchen Rat geben Sie jungen Ham-

burger Unternehmern?

 

Suding: Es ist wichtig, nach vorne zu 

schauen und mutig zu sein. Es ist nicht 

schlimm, auch mal ein Risiko einzugehen 

und eine Niederlage einstecken zu müs-

sen. Gerade junge Unternehmer sollten 

ihr Ziel im Auge behalten und es auch 

gegen Widerstände verfolgen. 

FH: Man sagt über Sie, Sie hätten un-

glaublich viel Energie. Was treibt Sie an?

Suding: Ich bin Liberale durch und durch 

und habe jetzt hier in der Bürgerschaft 

die Möglichkeiten, mit meinen Fraktions-

kollegen liberale Ideen und Konzepte 

umzusetzen. Eine liberale Stadt wie Ham-

burg braucht aus meiner Sicht die FDP in 

der Bürgerschaft und ich möchte zusam-

men mit meinen acht Abgeordnetenkol-

legen dafür sorgen, dass es auch so bleibt. 

Das ist Motivation genug. 

FH: Sie haben eine leitende Position als 

Account Director bei Edelman Deutsch-

land. Darüber hinaus haben Sie viele 

repräsentative und politische Termine, 

leben getrennt von Mann und Kindern. 

Haben Sie noch Zeit für sich und fehlt 

Ihnen die Familie?

Suding: Seitdem ich Fraktionsvorsitzende 

bin, bin ich nicht mehr bei Edelman tätig. 

Dafür fehlt leider die Zeit. Aber dennoch 

ist die Frage berechtigt, denn der Job als 

Vorsitzende einer Fraktion in der Ham-

burgischen Bürgerschaft ist alles andere 

als ein Nebenjob. Viele Termine sind in 

den Abendstunden oder am Wochenen-

de und deswegen ist es schon so, dass 

ich meine Kinder sicherlich nicht so häu-

fi g sehe wie vielleicht andere Mütter und 

Väter. Aber ich plane trotzdem so viel 

Zeit mit meinen Kindern ein wie möglich. 

Die Zeit, die ich mit ihnen verbringe, ist 

sehr intensiv.

FH: Was wollten Sie schon immer mal 

tun, haben sich aber nie getraut?

Suding: Eigentlich habe ich eine ganze 

Menge von dem, was ich mal tun wollte, 

umgesetzt. Vieles hat auch funktioniert, 

einiges nicht. Das lag aber eher daran, 

dass ich nicht die Gelegenheit hatte, aber 

an Mut hat es nicht gemangelt. 

FH: Schenken Sie uns zum Abschluss 

noch eine Lebensweisheit.

Suding: ‚Die Zukunft soll man nicht vo-

raussehen wollen, sondern möglich 

machen‘, von Antoine de Saint-Exupé-

ry.  Schön, oder?

Das Interview führte Wilfried H. H. Remmers.

Glosse

Obamas Liste – Von Zwergkaninchen und Schillers Glocke

Autor : Wilfried H.  H. Remmers

W
ir machen uns Gedanken über 

eine US-amerikanische Liste 

von Mobiltelefonnummern, 

die erst noch ihren Besitzern zugeordnet 

werden müssen. Über die Rückwärtssuche 

entsprechend guter Softwareanbieter ist 

das kein Problem. Bis eben auf die Num-

mern, die so nicht identifi ziert werden kön-

nen. Der Telefonprovider gibt in diesen Fäl-

len schnelle Nachhilfe. Allerdings wird von 

wenigen, besonders nachdenklichen Men-

schen die Frage aufgeworfen, ob es diese 

Liste nur imaginär, also nur scheinbar gibt, 

oder tatsächlich vorhanden ist. Alle reden 

von dieser Liste, veröffentlicht gesehen hat 

sie bis dato keiner.

Die National Security Agency (NSA), der 

größte Auslandsgeheimdienst der Vereinig-

ten Staaten, soll sie angelegt haben. Haben 

die Agenten der NSA Telefonate mit die-

sen Nummern auch abgehört? Das wenige, 

was wir, das Volk, hören sind Gerüchte und 

nicht bewiesene Hypothesen. Man fragt 

sich: „Dürfen die das?“ Andersherum ist nur 

zu hoffen, dass der BND mit seinen 6.500 

Mitarbeitern in Pullach und Berlin „es“ ge-

nauso macht. Wie Du mir, so ich Dir. 

Ziel aller Spekulationen, es bleibt einem ja 

sonst nichts, ist die amerikanische Botschaft 

zwischen Brandenburger Tor und Hotel Ad-

lon. Vor allem die verkleidete Kiste auf dem 

Botschaftsdach ist fantasievolles Ziel der 

Unwissenden. Was ist da drin? Was kann 

das sein? Warum ist das da? Dürfen die das? 

Spekulationen bis in den Märchenbereich 

beschäftigen die Journaille. Nicht weitersagen, 

sonst verderben wir Christin und Ben, den 

Kindern einer langjährigen Botschaftsange-

stellten, die Freude. Ausgekleidet mit Säge-

spänen und Stroh ist das der Stall für das 

Zwergkaninchen und das Meerschweinchen 

der beiden. Gefahr erkannt, Gefahr gebannt!

Zurück zur imaginären Telefonnummernliste. 

Wichtig ist doch, wer nicht darauf steht. Ist 

die Person etwa unwichtig, uninteressant, 

belanglos langweilig oder redet unübersetz-

bares schwäbisch oder,  noch schlimmer, platt-

deutsch? Unser fast aller Bürgermeister Olaf 

Scholz und Wirtschaftssenator Frank Horch 

stehen nicht drauf, geben sie etwa nichts 

her? Auch wenn jemand den Charme eines 

Kleiderbügels oder aber Persönlichkeit und 

Kompetenz ausstrahlt, so sollte doch auch die 

anerkannte Leistung und Wertschätzung mit 

Erscheinen auf der geheimen Liste gewürdigt 

werden.  Also bitte nachbessern!

In keiner unserer beiden, freundschaftlich ge-

priesenen Nationen ist die Demokratie auch 

nur im Geringsten gefährdet. Selbst wenn 

„Mutti“ in Berlin, nur mal angedacht, mit ihrer 

Familie (Regierung) ausfällt, bleibt im Lande al-

les wie es morgen sein sollte. Unsere Demo-

kratie ist wie Schillers Glocke: „Fest gemauert 

in der Erde.“ Wem nützt also diese Geheim-

diensttheatralik? Wem soll sie schaden? Soll 

die Freundschaft beider Länder erschüttert 

werden? Oder soll die Regierung Obamas, 

US-landesintern gesteuert, zwecks schneller 

Ablösung den Bach runter gehen? Aus Letz-

terem wird wohl am ehesten ein Schuh. 

Schluss mit dem geheimen Krieg der Geheim-

dienste. Schluss mit der Abhöraffäre. Obamas 

NSA-Liste – gibt es sie überhaupt? Und wenn 

doch, ist ein Abhören überhaupt belegbar? 

Wohl nur, wenn ein Zeuge mit befristetem 

Aufenthalt in der Heimat von Väterchen Frost 

aussagt – und es auch beweisen kann.

Gemeinsame Erfahrungen
bringen Marken und Menschen zusammen.
Wir sorgen dafür, dass es unvergesslich wird.
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gere Bundestagswahlergebnis 2013 auch 

gezeigt. Deshalb war und ist es ein langer 

Weg, insbesondere für die SPD, das Votum 

der deutschen Wähler anzuerkennen und 

mit diesem Ergebnis verantwortungsvoll 

umzugehen.

Wie gesagt, die Probleme, die in diesem 

Land gelöst werden müssen, sind groß. 

Deshalb bietet eine Große Koalition auch 

die Chance, hier grundlegende Fortschritte 

zu erzielen. Eine Garantie ist sie aber nicht, 

wenn sich Parteien gegenseitig belauern 

und den Erfolg nicht gönnen, kann die Folge 

sogar eine sehr kleingeistige Politik sein, die 

niemandem nützt. Deshalb ist dieses Bun-

destagswahlergebnis aus meiner Sicht ein 

klarer Auftrag an die Union und Bundes-

kanzlerin Merkel, die Richtlinien der Politik 

in Deutschland zu bestimmen. Die Bürger 

wollen keine Steuererhöhungen und keinen 

Veggie-Day. Deutschland braucht dringend 

mehr Geld für Investitionen, insbesonde-

re in die Infrastruktur. Wir im Norden mit 

wichtigen europäischen Verkehrswegen, 

wir in Hamburg als Tor zur Welt, können 

ein Lied davon singen. Die Infrastruktur in 

Deutschland ist in den vergangenen Jahr-

zehnten stark in Anspruch genommen 

worden. Diese Inanspruchnahme wird 

durch die immer weiter zunehmende Mo-

bilität der Menschen weiter wachsen. Es ist 

zu wenig Geld investiert worden, das muss 

sich jetzt ändern. Mindestens drei bis vier 

Milliarden Euro zusätzlich sollte der Bund in 

Straßen, Wasserstraßen, Schienen und den 

Flugverkehr investieren. Die Energiewende 

muss rational gestaltet und der notwendi-

ge Ausbau der Leitungen zügig umgesetzt 

werden. Es muss einen nationalen Konsens 

geben, wer welche Funktion übernimmt. 

Die deutsche Energiepolitik muss in ein 

europäisches Gesamtkonzept eingebracht 

werden. Wer könnte das leisten, wenn nicht 

eine Große Koalition? Dringend reformbe-

dürftig ist das Erneuerbare Energien Ein-

speisungsgesetz. Maßstab müssen hier mit 

der Sozialen Marktwirtschaft konforme Re-

gularien sein, die die immensen fi nanziellen 

Fehlsteuerungen beseitigen und Deutsch-

land als attraktiven Industriestandort mit 

günstiger Energie erhalten. 

Sowohl der Länderfi nanzausgleich als auch 

die Folgeregelungen zum Solidaritätszu-

schlag müssen in einer gemeinsamen Kraft-

anstrengung von Bund und Ländern geklärt 

werden. Unser Bildungs- und Hochschul-

system braucht eine Exzellenz, die sich im 

internationalen Maßstab messen lassen 

kann. Und Deutschland darf seine Rolle als 

Stabilitätsanker in Europa mit einer stabili-

tätsorientierten Geldpolitik, mit dem Abbau 

der Staatsverschuldung nicht verlieren. Das 

sind alles wichtige Politikfelder, die eine Gro-

ße Koalition bewegen kann – wenn sie es 

denn will.

Und was bedeutet 

das für Hamburg?

In Hamburg haben die Wähler einmal mehr 

ihre Offenheit gezeigt: Nachdem die CDU 

2011 – weitgehend selbstverschuldet – 

schmerzhaft abgestraft wurde und die SPD 

mehr als doppelt so viele Stimmen bei der 

Bürgerschaftswahl erhielt, lagen wir bei der 

Bundestagswahl wieder auf Augenhöhe. 

Das macht Mut, denn die Hamburger wol-

len nicht, dass die Stadt wieder vom SPD-

Filz lahmgelegt wird. Es liegt nun an uns, mit 

überzeugenden Köpfen sowie zukunftswei-

senden Ideen und Konzepten den Hambur-

gerinnen und Hamburgern ein Angebot zu 

machen, das an die Erfolge der Regierung 

von Ole von Beust anknüpft. Mit dem Kon-

zept „Metropole Hamburg – Wachsende 

Stadt“ haben wir den Beweis angetreten, 

dass das Gerede von der „Unregierbarkeit 

der Städte“ Unsinn ist, sondern dass eine 

konsequente Politik, die die Chancen und 

Risiken einer Stadt erkennt und gestaltet, 

Hamburg aus dem Dornröschenschlaf er-

weckt und zu einer „Boomtown“ in Europa 

gemacht hat. Deshalb erfüllt mich das Bun-

destagswahlergebnis mit Zuversicht: Auch 

Hamburg will und braucht wieder eine en-

gagierte CDU.

Fraktionsvorsitzender der CDU in der 
Hamburgischen Bürgerschaft, Dietrich Wersich

Bundestagswahl 2013

Wahlsieg für die Union – 

bringt eine Grosse 

Koalition auch grosse 

Politik?

Bundeskanzlerin Angela Merkel und die Union haben die Bundestagswahl klar gewonnen. Jahrelang lag Rot-Grün in 
den Umfragen vorn, ein Ergebnis für die Union über 40 Prozent schien aussichtslos. Allein die Vorstellung, dass eine 
Volkspartei jemals in Deutschland wieder über 40 Prozent kommen würde, galt bei vielen als unwahrscheinlich. Doch 
Angela Merkel hat mit ihrer Politik die Stimmung in Deutschland gedreht. Insbesondere ihre Politik für Stabilität in 
Europa und für den Euro hat ihr ein Vertrauen eingebracht, das lange kein deutscher Politiker mehr hatte – sowohl 
in Deutschland als auch im Ausland. 

Autor : Dietrich Wersich

E
in herausragendes Projekt der letz-

ten Legislaturperiode ist die Ener-

giewende. Nach der Fukushima-Ka-

tastrophe musste es einen Kurswechsel mit 

dem Ziel des Atomausstiegs geben. Auch 

wenn es Kritiker gab, ohne den Kurswech-

sel wäre die Stimmung in der Bevölkerung 

anders gewesen und die Bundestagswahl 

wahrscheinlich anders ausgegangen. Ange-

sichts der Stimmungslage in der deutschen 

Bevölkerung wäre statt der jetzt laufenden 

Verhandlungen über eine Große Koalition 

ein rot-grünes Bündnis mit all seinen Schre-

cken, insbesondere für den Wirtschafts-

standort Deutschland, womöglich das Er-

gebnis gewesen.

Doch auch wenn Deutschland in Europa 

vergleichsweise vorbildlich dasteht, hat unser 

Land wichtige Probleme zu lösen. Deshalb 

war es erschreckend zu sehen, dass Teile 

der SPD und der Grünen ein Linksbündnis 

in Erwägung gezogen, aber gleichzeitig eine 

Koalition mit dem Wahlsieger, der Union, 

ausgeschlossen haben. Insbesondere bei der 

SPD gab es anfangs nur eine Haltung: Erst 

die Partei, dann das Land. Dabei wurden die 

durchaus sehr erfolgreichen Ergebnisse der 

Großen Koalition in der Finanzkrise nicht 

gewürdigt, sondern sogar noch die Union 

für den Niedergang der SPD verantwortlich 

gemacht. Nein, der Verlust der SPD nach 

der Großen Koalition von 2005 bis 2009 ist 

noch auf die Agenda- und die Basta-Politik 

von Gerhard Schröder zurückzuführen, die 

weder innerparteilich noch bei den Anhän-

gern der SPD wirklich verdaut war. Und 

dass sich die SPD nicht automatisch in der 

Opposition regenerieren wird, hat das ma-
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Bundesvorsitzende DIE JUNGEN UNTER-
NEHMER – BJU, Lencke Wischhusen

Bundestagswahl 2013

Der gespaltene 

Arbeitsmarkt

Ist in der letzten Zeit in der Öffentlichkeit und der politischen Diskussion 
von der „Spaltung“ auf dem Arbeitsmarkt die Rede, dann wird häufi g unter-
schieden zwischen jenen, die einer gutbezahlten und unbefristeten Vollzeittä-
tigkeit nachgehen und jenen, die eine sogenannte „prekäre“ Beschäftigung 
ausüben. Das sind Menschen in unserem Land, die Teilzeit arbeiten, befristet 
beschäftigt sind oder aber als Zeitarbeiter ihr täglich Brot verdienen. Gern 
greift man durchaus existierende Negativbeispiele auf, um diese fl exiblen 
Beschäftigungsverhältnisse insgesamt zu skandalisieren und den Unterneh-
men in unserem Land fl ächendeckendes Lohndumping zu unterstellen.

Autor : Lencke Wischhusen

S
tatistiken und Zahlen werden dabei 

schlicht ignoriert. Dass die Zahl der 

Arbeitnehmer mit befristeten Ar-

beitsverhältnissen seit Jahren stabil ist, interes-

siert nicht. Dass Zeitarbeiter in Deutschland 

nur zwei Prozent der erwerbstätigen Bevöl-

kerung ausmachen, ist auch egal. Auch dass 

die Anzahl derjenigen, die per Werkvertrag 

eingesetzt werden gar nicht genau bekannt 

ist. Werkverträge werden in den Unterneh-

men nicht unter den Personalkosten, sondern 

unter Sachkosten abgerechnet, was eine Er-

fassung schwierig macht. Trotzdem hat es sich 

die Politik zur Aufgabe gemacht, mehr „soziale 

Gerechtigkeit“ herstellen zu müssen: Die Ein-

kommens- und Vermögensverhältnisse aller 

Deutschen müssen angeglichen und „gute 

Arbeit“ geschaffen werden. Mögen sich die 

einzelnen Instrumente dafür je nach partei-

politischer Färbung unterscheiden, so ist die 

grobe Stoßrichtung doch klar. Es muss mehr 

umverteilt werden! 

Was sich dabei im Wahlkampf bereits ange-

deutet hat, wird nun mit Blick auf die Koaliti-

onsverhandlungen zwischen Union und SPD 

Gewissheit. Der Arbeitsmarkt soll wieder 

stärker reguliert und an die Leine des Staa-

tes gelegt werden. Schon liegen Vorschläge 

auf dem Tisch, wonach künftig im Parlament 

entschieden werden soll, was der Unter-

nehmer seinen Mitarbeitern zu zahlen hat. 

Die Mitbestimmung der Betriebsräte beim 

Einsatz von fl exibler Beschäftigung soll ausge-

weitet werden. Bei der Zeitarbeit wird über 

„Equal Pay“ und Höchstüberlassungsdauern 

diskutiert. Die Befristungsmöglichkeiten bei 

Arbeitsverträgen werden zum Teil ganz abge-

schafft. Man könnte meinen, damit wäre die 

heile (Arbeits)-Welt hergestellt und die Poli-

tiker hätten für mehr „Gerechtigkeit“ gesorgt. 

Bleibt nur die Frage: Für wen?

Tatsache ist, dass diese „Wohltaten“ jenen zu 

Gute kommen, die dann noch Arbeit haben. 

Teuer bezahlt wird das von jenen, die auf-

grund der Strangulierung des Arbeitsmarktes 

ihren Job verlieren. DAS wäre aus meiner 

Sicht die wahre Spaltung des Arbeitsmarktes!

Man darf sich vor diesem Hintergrund getrost 

die Frage stellen, ob wir aus der Vergangen-

heit nichts gelernt haben. Es gab vor nicht 

allzu langer Zeit die Situation, in der unser 

Arbeitsmarkt stark verkrustet war. Eine Zeit, 

in der wir über fünf Millionen Arbeitslose in 

diesem Land beklagt haben. Unter großen 

Reformanstrengungen haben wir dieses „Tal 

der Tränen“ durchschritten und den Arbeits-

markt fi t gemacht. Dazu gehörten natürlich 

auch die Implementierung des Niedriglohn-

sektors und die Ausweitung der fl exiblen 

Beschäftigung. Diese Schritte waren nötig, 

um Geringqualifi zierten und Langzeitarbeits-

losen wieder Brücken in Beschäftigung zu 

bauen. „Chancengerechtigkeit“ war für die 

Schwächsten der Gesellschaft fortan keine 

leere Worthülse mehr. Die Arbeitslosenzahl 

ist in den letzten Jahren signifi kant gesunken. 

Was nun passiert, ist der Rückfall in alte Ver-

haltensmuster. Wir tun den 50.000 Schulab-

brechern, den Menschen ohne Ausbildung 

und jenen, die aktuell ohne Beschäftigung 

sind, keinen Gefallen, wenn die Schranken auf 

den Arbeitsmarkt zu kommen, wieder höher 

gezogen werden. Für sie gäbe es künftig kein 

selbstbestimmtes Leben mehr, sondern dau-

erhaften Bezug staatlicher Leistungen. 

Die Spaltung des Arbeitsmarktes lässt sich nur 

aufheben, wenn wir es schaffen, mehr Men-

schen in Arbeit zu bringen und den Arbeits-

markt insgesamt durchlässiger zu machen. 

Menschen ohne oder mit geringer Qualifi ka-

tion müssen stärker befähigt werden, in hö-

her entlohnte Beschäftigung zu kommen. Das 

heißt: Es wäre sehr viel sinnvoller, vermehrt in 

Bildung und Qualifi zierung zu investieren als 

arbeitsmarktpolitischen Zement anzurühren. 

Bundestagswahl 2013

Worauf wir uns 

einstellen müssen –

Nachgedanken zum 

Wahlausgang

Das wichtigste Ergebnis der Bundestagswahl für freiheitlich und unter-
nehmerisch Gesinnte: Gleichgültig, wie die neue Regierung aussieht, sie 
bedeutet weniger Freiheit, mehr Umverteilung, mehr Versorgungsstaat, 
mehr Regulierung und eine weitere Erosion der Vitalität und Wettbe-
werbsfähigkeit Deutschlands. Mag die substanzvernichtende Vermö-
genssteuer, mag die Sozialisierung der privaten Krankenversicherung 
vorläufi g abgewendet sein, jeder der Kompromisse, die nun geschlossen 
werden, wird ein Kompromiss in Richtung weniger Freiheit und Eigentum 
sein. Die sogenannten bürgerlichen Parteien haben kein Freiheits- oder 
liberales Reformprogramm, das sie umsetzen möchten, sondern sind 
selber Teil des politischen Kartells, das die längst überlebten Strukturen 
unseres Versorgungs- und Schuldenstaates nicht nur aufrechterhält, son-
dern weiter ausbauen will.

Es wird keine echte Steuerreform geben, das demografi sch zunehmend 
ausgehöhlte soziale Sicherungssystem wird keine Modernisierung, kei-
nen Umbau erleben; der Arbeitsmarkt wird nicht liberalisiert – im Ge-
genteil, politische Lohndiktate sind so gut wie sicher. 

Autor : Prof. Gerd Habermann

D
ie versprochenen weiteren Um-

verteilungen im Rentensystem, 

in der Familienpolitik, in der Bil-

dungspolitik werden durch zusätzliche Ein-

nahmen, seien es auch weitere Schulden, 

fi nanziert werden müssen. Es fehlt jedes 

Korrektiv, das diese Entwicklung wenigs-

tens verzögern könnte, denn die zuletzt 

programmatisch und personell wenig 

überzeugende FDP ist nicht mehr im Bun-

destag vertreten und die AfD, auch eine 

eher liberale oder liberal-konservative 

Partei, gar nicht erst hineingekommen. Es 

gibt nur ein einziges Korrektiv, das langfris-

tig wirkt: die Logik der Dinge, die Erfolgs-

regeln der Ökonomie. Ein optimistischer 

Kommentator schrieb kürzlich, man könne 

nicht mehr von einer „strukturell linken“ 

Einstellung der deutschen Bevölkerung 

sprechen und knüpfte daran hohe Erwar-

tungen im Sinne einer echten geistigen 

Wende. Das wäre so, wie wenn man von 

der CDU/CSU von einer programmatisch 

echt bürgerlichen Partei sprechen würde. 

Indessen hat sie die Linken vielfach links 

überholt, ihnen sozusagen ihren Donner - 

Atomausstieg, Klimapolitik, fl ächendecken-

den Ausbau von Familienersatzeinrichtun-

gen, Frauenquoten, Gleichstellungspolitik, 

Mindestlohn, sogar die ja schon umge-

setzte „Reichensteuer“ – gestohlen. In der 

Energieplanwirtschaft wird man vielleicht 

eine fragwürdige Kostendämpfungspoli-

tik erwarten dürfen, die nur an Sympto-

men ansetzt, in der Euro-Politik wird der 

Gang in die Schulden- und Transferunion 

verstärkt weitergehen – bis zu welchem 

Punkt eigentlich? 

Ein Schweizer Ökonom bemerkte einmal: 

Das Heimtückische sogenannter schlei-

chender Prozesse läge darin, dass die 

Normalbürger die Folgen erst in einem 

fortgeschrittenen Stadium wahrnehmen 

würden. Es scheint lange gerade noch 

zu gehen, bis am Schluss gar nichts mehr 

geht. Dann, erst dann schlägt die Stunde 

liberaler Reformer wie Margaret Thatcher, 

Ronald Reagan, Roger Douglas oder Lud-

wig Erhard. Demokratien können dann 

beweisen, dass sie nicht strukturell zum  

Niedergang konditioniert sind.

Was ist in der Lage zu tun? Die sich vie-

lerorts schon regenden Abwehrdispositi-

ve wie DIE FAMILIENUNTERNEHMER 

stärken; sein Pulver trocken halten; Mut, 

Fassung und Übersicht nicht verlieren. 

Wo bleiben die „Schumpeter-Politiker“, 

die „schöpferischen Zerstörer“? Die 

Logik der Dinge wird sie hervorbringen, 

aber nicht ohne unser Zutun.

Prof. Dr. Gerd Habermann war von 1994 bis 
2010 Leiter des Unternehmerinstituts von 
DIE FAMILIENUNTERNEHMER – ASU. 
Er ist Chef der Hayek-Institutionen und 
Professor in Potsdam.



20 21HAMBURGfür

SchwarzRotGrünGelb

Die Sonntagsfrage

Großer Verlierer der Bundestagswahl 2013 ist unbestritten die FDP. Die meisten Umfrageinstitute sahen sie 
direkt vor dem Wahltag noch oberhalb der Fünf-Prozent-Hürde. Aber auch die Grünen und die SPD können 
mit Blick auf die Vormonate nicht zufrieden sein. Einziger „optischer“ Sieger sind die Unionsparteien, die je-
doch nicht auf eine eigene Mehrheit kommen.

Autor : Jan Schmidt

Netzrückkauf

Augen auf beim Netzrückkauf

Volksentscheid spaltet die Stadt

Am Ende war es hauchdünn, aber eben wie im Fußball gilt: Knapp vorbei, ist auch daneben. Die Hamburgerinnen und 
Hamburger haben mit einer sehr knappen Mehrheit für den irreführenden Volksentscheid zum Rückkauf der Energie-
netze gestimmt. Wir respektieren dieses Ergebnis, aber man muss auch feststellen, dass die Stadt gespalten ist. Der Volks-
entscheid zwingt uns nicht zum gesetzwidrigen Verhalten und auch nicht dazu, mehr auszugeben als die Netze wert 
sind. Deshalb heißt es aus unserer Sicht: „Augen auf beim Netzrückkauf“. Es gilt, Schaden von der Stadt abzuwenden. 

Autor : Dietrich Wersich

D
och wie konnte es überhaupt dazu kommen? Die Union 

ist mit einer klaren Position angetreten: Strom wird durch 

den Rückkauf der Netze weder billiger noch ökologischer 

und demokratische Kontrolle heißt in der Sozialen Marktwirtschaft 

nicht Staatsbesitz, sondern wirksame Regeln und Gesetze. Die CDU 

hat gemeinsam mit einem großen Bündnis aus Kammern, Verbän-

den, Gewerkschaften vor dem Rückkauf der Netze gewarnt und den 

Hamburgerinnen und Hamburgern ein „Nein“ beim Volksentscheid 

am 22. September 2013 empfohlen. Über die Hälfte der Stadtteile 

hat mehrheitlich gegen den Volksentscheid gestimmt. Doch am Ende 

betrug der Vorsprung gut 20.000 Stimmen, dieser Überhang ist al-

leine in den rot-grünen Kernstadtteilen Eimsbüttels, Altona-Altstadt 

und Ottensen erzielt worden. Olaf Scholz hat den Volksentscheid bei 

seinen eigenen Anhängern verloren. Die SPD war in dieser Frage 

offenbar viel tiefer gespalten, als der Bürgermeister zugegeben hat. 

Trotz der klaren Haltung der CDU und vieler wichtiger Hamburger 

Institutionen sind offenbar viele SPD-Anhänger ihrem Bürgermeister 

nicht gefolgt. Hier hat sich gerächt, dass von SPD, Linken und Grünen 

jahrelang mehr Staat und staatlicher Einfl uss propagiert worden war. 

Man kann die eigenen Anhänger dann nicht mal eben mit einer Wer-

bekampagne vom Gegenteil überzeugen. 

Was wir vor dem Volksentscheid gesagt haben, gilt für uns auch 

hinterher.  Es ist für uns nach wie vor bedauerlich, dass das Verfas-

sungsgericht unsere Klage zur Überprüfung der Verfassungsmä-

ßigkeit dieses Volksentscheids nicht zur Verhandlung in der Sache 

angenommen hat. Die Formulierung war nicht nur irreführend und 

unbestimmt, die als Ziele des Volksentscheids aufgebauten Wün-

sche nach sozialem Ausgleich, Ökologie und öffentlicher Kontrolle 

waren und sind damit nicht erfüllbar.

Erschreckend war für uns der Kurswechsel des Bürgermeisters. Hat-

te er noch in dem gemeinsamen Bündnis vorher betont, wie prob-

lematisch der Text des Volksentscheides und seine Umsetzung wäre, 

so wollte er am Tag danach davon nichts mehr wissen. Im Gegenteil: 

Mit der Ansage, er werde sicherstellen, dass Hamburg mit seiner Be-

werbung um die Netzkonzession am Ende auch gewinnen werde, 

hat er sich nicht nur von wirtschaftlicher Vernunft abgewandt, son-

dern sogar den Grundstein für berechtigte Zweifel an den staatlichen 

Konzessionsverfahren gelegt. Denn die gesetzlichen Vorgaben sehen 

eindeutig vor, dass es eine diskriminierungsfreie Ausschreibung geben 

muss. Am Ende erhält der beste Bewerber den Zuschlag. Pikant da-

bei ist die Doppelrolle des Staates. Auf der einen Seite ist die Stadt 

Mitbewerber, gleichzeitig entscheidet sie aber als Schiedsrichter den 

Wettbewerb. Wer glaubt einem Bürgermeister, der schon heute das 

Ergebnis verkündet, nämlich den Sieg der Stadt, obwohl weder eine 

eigene Bewerbung der Stadt vorliegt, noch bekannt ist, wer die Mit-

bewerber sein werden. Und das bevor der Wettbewerb überhaupt 

begonnen hat. Dies alles ist nur dadurch zu erklären, dass Olaf Scholz 

Angst vor den eigenen Wählern hat, die ihm in dieser Frage in den 

SPD-Hochburgen zumindest die gelbe Karte gezeigt haben. Das mag 

parteipolitisch verständlich sein, gut für Hamburg ist es aber nicht. 

Das Ausschreibungsverfahren muss strikt nach den gesetzlichen Kri-

terien erfolgen. Der Beste soll gewinnen. Sehr problematisch kann 

es werden, wenn der Bürgermeister diesen Volksentscheid um jeden 

Preis umsetzen will: Schon mehrfach hat Olaf Scholz gezeigt, dass er 

bereit ist, politische Probleme mit viel Geld zu lösen. Ein überteuerter 

Kauf mag im Interesse der Verkäufer sein, im Interesse der Steuerzah-

ler und damit der Stadt Hamburg ist er nicht. Und ein dritter Aspekt 

ist in der Umsetzung wichtig: die Versorgungssicherheit. Durch den 

Volksentscheid ist bereits jetzt eine ganz erhebliche Verunsicherung 

entstanden – nicht nur bei den Beschäftigten, sondern bei den Unter-

nehmen der Energiewirtschaft selbst. Notwendige Investitionen und 

Erhaltungsmaßnahmen sind fraglich, ja sogar riskant geworden. Wa-

rum soll jemand noch investieren, wenn ihm sein Besitz abgenom-

men werden soll? Eine Gefährdung der Versorgungssicherheit hätte 

schon bei kleinsten Stromausfällen verheerende Auswirkungen auf 

energieintensive und hochtechnisierte Betriebe. Schon ein Sturm hat 

gezeigt, wie die Stadt ins Chaos gestürzt werden kann. Ein längerer 

D
ie ersten Umfragen nach der 

Wahl verstetigen das Bild, das 

sich in der Abstimmung gezeigt 

hat. CDU und CSU, SPD und Die Linke 

verharren in etwa bei gleichem Stimmen-

anteil. Die FDP hätte bei einer Neuwahl 

derzeit mit rund drei Prozent Zustimmung 

keine Chance auf einen Wiedereinzug. 

Dies ist besonders bitter für die Libera-

len, da sie Anfang 2009 noch bei Umfra-

gewerten von rund 17 Prozent standen. 

Klarer Gewinner der letzten Wochen sind 

Die Grünen, die im Oktober und No-

vember fast zwei Prozentpunkte zulegen 

konnten. Andererseits erreicht die Partei 

nicht einmal die Hälfte der Zustimmung, 

die sie nach Fukushima Mitte 2011 genoss.

Die Piraten spielen mittlerweile in den 

Sonntagsfragen keine Rolle mehr. Ihre 

hohe Beliebtheit, die sie zwischen Ende 

2011 und Mitte 2012 nach den Erfolgen 

bei den Landtagswahlen erlangte, konnte 

die Partei nicht bis ins Wahljahr tragen 

(in der Grafi k zu sehen unter „Sonstige“). 

Die AfD wird von den Forschungsinstitu-

ten zwar teilweise noch immer unter der 

Rubrik „Sonstige“ ausgewiesen, jedoch 

könnte es bei einer Neuwahl heute für 

die entscheidenden fünf Prozent reichen. 

Es bleibt abzuwarten, ob sie dieses Niveau 

bis zur Europawahl 2014 halten kann.

Als Datengrundlage dient der Durchschnitt der zu jedem Sonntag erhobenen Umfragen von Infratest Dimap, Forschungsruppe Wahlen und Emnid.
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Stromausfall hätte unabsehbare Folgen für den Straßenverkehr und 

das gesamte öffentliche Leben. Auch deshalb können wir uns keine 

jahrelangen Hängepartien und Rechtsstreitigkeiten erlauben, schon 

gar nicht über Kabel und Leitungen in Hamburgs Untergrund.

Die Aufgaben der Energieversorgung – der Ausbau der regenerati-

ven Energien, die Erforschung und Entwicklung von Zukunftstechno-

logien – sind viel zu wichtig, als dass der Staat diese alleine stemmen 

kann.  Auch die Ideologie im linken politischen Spektrum, dieses ge-

gen die Industrie und die Unternehmen zu gestalten, ist schädlich. 

Eine so große Aufgabe, davon bin ich überzeugt, kann nur gemeinsam 

in einem Prozess des Wandelns und Entwickelns mit den Unterneh-

men und den Beschäftigten erfolgen. Öffentliche Aufgaben bedürfen 

nicht automatisch auch der staatlichen Durchführung. Im Gegenteil, 

hier muss der Staat die Regeln bestimmen und deren Einhaltung 

wirksam kontrollieren und durchsetzen. Private Unternehmen kön-

nen und sollen die Durchführung übernehmen. Das ist ein Wesens-

kern der Sozialen Marktwirtschaft, die unseren wirtschaftlichen Erfolg 

begründet hat. In diesem Sinne bin ich am Ende nicht traurig, wenn 

Hamburg in einem Wettbewerbsverfahren einem besseren Bewer-

ber unterliegt. Dem Steuerzahler bliebe ein großes fi nanzielles Aben-

teuer erspart. Die Stadt könnte sich den wirklich wichtigen Aufgaben 

zuwenden: Straßen in Ordnung bringen, den öffentlichen Nahverkehr 

ausbauen und für mehr Exzellenz an unseren Universitäten sorgen.

Netzrückkauf

Die Umsetzung des Volksentscheids – 

ein schwieriger Weg

Hamburg ist gespalten. Und doch: Die Bürgerinnen und Bürger haben sich – 
nach kontroverser Debatte über die Risiken und Nebenwirkungen – mit äu-
ßerst knapper Mehrheit entschieden: Hamburg soll sich auf den Weg machen, 
die Strom-, Gas- und Fernwärmenetze wieder in die öffentliche Hand zu neh-
men. Wir als SPD-Fraktion haben uns immer für verbindliche Volksentscheide 
eingesetzt und deshalb ist es völlig klar, dass wir dieses Ergebnis jetzt auch 
politisch umsetzen - Mehrheit ist Mehrheit. Das Ergebnis zeigt aber auch, dass 
sich viele Hamburgerinnen und Hamburger kritisch mit den Rückkaufplänen 
auseinandergesetzt haben. Die Nein-Sager haben eine beeindruckende Aufhol-
jagd von unter 20 Prozent in den Umfragen auf fast 50 Prozent im Volksent-
scheid hingelegt. Die Erfahrung, dass es gelungen ist, die kritischen Stimmen 
zum Volksentscheid in einem Bündnis zusammenzuführen, war positiv und wird 
sicher auch in Zukunft Schule machen. Als gute Demokraten respektieren wir 
gleichwohl das Ergebnis. Kurz nach einem knapp verlorenen Volksentscheid ist 
es deshalb auch nicht an der Zeit, über das Verfahren und die Regeln zu lamen-
tieren. Wir sind gehalten, das knappe Ergebnis umzusetzen.

Autor : Dr. Andreas Dressel

W
ie sieht der Fahrplan konkret aus? Mit unserem 

unmittelbar nach dem Volksentscheid in der Bür-

gerschaft beschlossenen Antrag haben wir dafür 

gesorgt, dass mit den Mehrheitseignern der drei Netzgesell-

schaften für Strom-, Gas und Fernwärme geklärt wird, ob und 

wie ein Zuerwerb der jeweils restlichen 74,9 Prozent möglich ist. 

Diese Gespräche werden aktuell geführt, deren Ausgang konnte 

Mitte November noch nicht prognostiziert werden. Soweit ein 

Zuerwerb nicht möglich sein sollte, werden wir kurzfristig vom 

Rückabwicklungsrecht für die 25,1 Prozent der Beteiligungen 

Gebrauch machen. Das ausgegebene Geld fl ießt dann wieder 

zurück an die Stadt. Zugleich werden wir zum Zwecke einer 

hundertprozentigen Rekommunalisierung der Energienetze – so 

lautet der Auftrag des Volksentscheids an den Senat – eine städ-

tische Gesellschaft formieren. Wie diese Gesellschaft aussehen 

wird, wird zurzeit in den zuständigen Behörden mit Unterstüt-

zung externer Sachverständiger vorbereitet. Diese Gesellschaft 

wird sich an dem bevorstehenden Ausschreibungsverfahren für 

die Stromnetzkonzession beteiligen. Für das Gasnetz sowie die 

Fernwärme wurden ebenfalls bereits vorbereitende Schritte 

eingeleitet. Die Umweltbehörde wird das Konzessionsverfahren 

rechtlich korrekt durchführen, unter dem Dach der Finanzbe-

hörde wird die städtische Bewerbung verantwortet.  Wir wer-

den alle rechtlichen und politischen Spielräume ausschöpfen, um 

dem Votum des Volksentscheids auch in einem Konzessionsver-

fahren Rechnung zu tragen. Aber natürlich sind die Risiken, die 

wir vor dem Volksentscheid klar benannt haben, nicht auf einmal 

weggeblasen. Vor diesem Hintergrund sind konkrete Prognosen 

zum jetzigen Zeitpunkt verfrüht. Auch die Frage, wie die Ent-

wicklungen auf Bundesebene, Stichwort EEG, sich auf die Ham-

burger Energiewende-Politik auswirken werden, kann man erst 

beantworten, wenn konkrete Ergebnisse vorliegen.

Parallel werden wir in Hamburg dafür sorgen, dass eine ange-

messene parlamentarische Begleitung über die Sachstände und 

Fortschritte der komplexen Netze-Verfahren sichergestellt wird. 

In diesem Rahmen hat Ende Oktober bereits eine gemeinsame 

Sitzung des Umwelt- und Haushaltsausschusses stattgefunden, 

an der auch zwei Vertrauensleute der Volksinitiative, aber auch 

Vertreter der Gegenposition im Volksentscheid aus Wirtschaft 

und Gewerkschaften teilgenommen haben. Weitere, übrigens 

öffentliche Sitzungen, werden folgen. So sichern wir ein transpa-

rentes Verfahren. Das ist aufgrund der Komplexität und der nach 

wie vor bestehenden Risiken besonders wichtig. Ein schwieriger 

Weg liegt vor uns, aber das ist in einer Demokratie so! Wir alle 

werden unsere Lehren für zukünftige Volksentscheide ziehen.

Fraktionsvorsitzender der SPD 
in der Hamburgischen Bürgerschaft,
Dr.  Andreas Dressel

Netzrückkauf

Ideologie vor wirtschaftlicher Vernunft

Volksentscheid erweist Hamburg 

keinen guten Dienst

Ob der Kauf der Hamburger Netze nach dem Volksentscheid tatsächlich gelingen wird, ist alles andere als sicher. 
Mehrere Gerichtsverfahren werden für einen unbestimmten Zeitraum viel personelle Energie und Geld kosten, 
um zu klären, ob und wie der Kauf umgesetzt werden kann. Währenddessen werden Investitionen in die Netze 
in Höhe eines dreistelligen Millionenbetrages nicht mehr getätigt. Denn wenn ein Eigentümer nicht weiß, wie es 
mit seinem Eigentum weitergeht, wird er bis zu einer Klärung nur noch das allernotwendigste an Reparaturen 
durchführen, aber nicht mehr investieren. Selbst dann, wenn der Kauf juristisch ermöglicht wird, ist es keineswegs 
selbstverständlich, dass die Stadt Hamburg auch die Lizenz zum Betrieb der Netze erhalten wird. Woher soll 
die Stadt kompetenteres Personal und ein besseres Konzept nehmen, als diejenigen, die unsere Netze seit vielen 
Jahren betreiben?

Autor : Dr. Björn Castan

W
elcher Kaufpreis auch immer am Ende ausgehan-

delt wird, eine sinnvolle Investition, die noch dazu 

durch neue Schulden fi nanziert werden muss, sieht 

anders aus. Energiepolitik kann über das Eigentum an den Net-

zen in einem streng regulierten Markt nicht betrieben werden. 

Die Volksinitiative hat der Stadt Hamburg keinen guten Dienst 

erwiesen. Hier wurde Ideologie über wirtschaftliche Vernunft 

gestellt.

Erfreulich ist, dass es mit dem Bündnis gegen den Netzrückkauf 

erstmalig gelungen ist, einen gemeinsamen Zusammenschluss 

der großen Parteien, der Kammern und der relevanten Wirt-

schaftsverbände in Hamburg zu schaffen, an dem sich auch DIE 

FAMILIENUNTERNEHMER und DIE JUNGEN UNTERNEH-

MER beteiligt haben. Dieses Bündnis wird unter der Klammer 

der wirtschaftlichen Vernunft weiter bestehen und im Interesse 

unserer Stadt aktiv bleiben.

Für zukünftige Volksentscheide sollte gesetzlich sichergestellt 

werden, dass die Fragestellungen nicht tendenziös formuliert 

werden dürfen, wie es bei diesem Volksentscheid der Fall war. 

Wäre die Fragestellung neutral formuliert gewesen, bin ich 

überzeugt davon, dass das Ergebnis anders ausgefallen wäre. Für 

dieses Mal aber gilt die Entscheidung der Wähler so, wie sie ge-

troffen wurde. DIE FAMILIENUNTERNEHMER akzeptieren das 

Votum natürlich. Die fi nanziellen und praktischen Auswirkungen 

erfüllen uns allerdings mit großer Sorge.
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Stellungnahme der Behörde für 

Wirtschaft, Verkehr und Innovation

zur Zukunft des Hamburger Hafens

Der Hamburger Hafen ist nicht nur der führende deutsche Logistikstand-
ort, sondern auch eine der größten zusammenhängenden Industriefl ä-
chen in Deutschland und Nordeuropa. Diese Position birgt erhebliches 
wirtschaftliches Potential, sie stellt jedoch zugleich eine große Verantwor-
tung dar. Deutschland verfügt über mehrere leistungsstarke Seehäfen, 
und das ist auch gut so. Denn unser Wohlstand hängt unmittelbar von 
einem fl orierenden Außenhandel ab, der ohne Seehäfen in dieser Form 
nicht möglich wäre. Die deutsche Volkswirtschaft hat sich so stark wie 
wenige andere Länder dem Weltmarkt geöffnet, und das mit großem 
Erfolg. Gerade die schwierige Lage, in der sich einige andere europäische 
Länder momentan befi nden, führt sehr anschaulich vor Augen, wie wich-
tig es ist, sich der wirtschaftlichen Globalisierung offensiv zu stellen und 
an ihr teilzuhaben. Deutschland hat diese Herausforderung bisher sehr 
gut gemeistert und steht auch deswegen besser da als andere.

Autor : Susanne Meinecke

V
on den Seehäfen profi tiert nicht 

nur Norddeutschland, sondern 

das ganze Land. Sie sind zentrale 

und zugleich unverzichtbare Schnittstellen 

zum Weltmarkt. Es besteht somit nicht nur 

ein regionales, sondern ein mindestens 

ebenso großes nationales Interesse daran, 

dass die deutschen Seehäfen diese Funkti-

on behalten und weiter ausbauen. Dieser 

Verantwortung ist sich Hamburg bewusst 

und hat in der Vergangenheit viel in den 

Hafen investiert, gerade in den Krisenzei-

ten der vergangenen Jahre. 

Diese Strategie hat sich ausgezahlt, denn 

der Hamburger Hafen ist für die Zukunft 

gut aufgestellt. Der Seeverkehrsprogno-

se des Bundes zufolge haben die deut-

schen Seehäfen weiterhin hervorragende 

Wachstumsaussichten. Das durchschnittli-

che Jahreswachstum bis 2030 liegt deut-

lich über dem Wachstum in den Jahren 

2001 bis 2010. Hamburgs Containerum-

schlag soll trotz der aktuell schwierigen 

weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

jährlich um rund 3,7 Prozent wachsen. 

Daher wird der Hafen auch künftig weiter 

optimiert und ausgebaut, um seine Wett-

bewerbsfähigkeit zu erhalten und ihn fi t 

für die Zukunft zu machen. 

Trotzdem kann man sich fragen, was ma-

chen wir mit den Flächen, die wir nicht 

sofort brauchen. Das Zauberwort heißt 

auch hier Wertschöpfung. Nach Meinung 

des Senats ist es richtig, nach innovativen 

Alternativen zu suchen. Ein Beispiel dafür 

sind die Planungen für ein drittes Kreuz-

fahrtterminal. Hamburg hat sich zu einem 

wichtigen Kreuzfahrtstandort in Nordeu-

ropa entwickelt. Die Kreuzfahrt ist zu ei-

nem starken Wirtschaftszweig innerhalb 

des Hafens geworden und befl ügelt den 

Tourismus in der Stadt. Um in Abstim-

mung mit den Reedereien die wachsende 

Nachfrage zu befriedigen, will Hamburg 

neben den beiden Terminals in der Hafen-

City und in Altona ein drittes Kreuzfahrt-

terminal errichten. Als neuer Standort 

erscheint der Kronprinzkai in Steinwerder 

am besten geeignet. Hier können Kreuz-

fahrtschiffe der neuesten Generation an 

der bereits bestehenden Kaimauer abge-

fertigt werden.

Drittes Kreuzfahrt-

terminal wird 2015 

in Betrieb genommen

Die HPA ist beauftragt, das Projekt feder-

führend zu verantworten und mit Ham-

burger Kreuzfahrtexperten sowie dem 

Flughafen Hamburg gemeinsam sowohl 

die künftige Organisation für die Kreuz-

fahrt, als auch den Neubau des dritten 

Kreuzfahrtterminals auf den Weg zu 

bringen. Ziel ist, die bisherigen Erfahrun-

gen mit der Abfertigung von Passagieren 

zu bündeln und insbesondere die beim 

Flughafen erfolgreich erprobten Verfahren 

einzubringen. Die gesamte Erarbeitung 

geschieht in enger Abstimmung mit den 

Kreuzfahrtreedereien. Ziel ist, das dritte 

Kreuzfahrtterminal 2015 in Betrieb zu 

nehmen.

Letztlich muss es darum gehen, den Ha-

fen zum Wohle der ganzen Stadt und der 

gesamten Metropolregion zu entwickeln. 

Dafür muss man innovativ sein, ohne 

Denkverbote. Für viele Menschen aus 

Hamburg und dem Umland ist er der Ort 

der tagtäglichen Arbeit. Die Wachstums-

möglichkeiten für den Hamburger Hafen 

müssen genutzt werden. Oberste Priorität 

ist es, die vielfältigen Arbeitsplätze im Ha-

fen zu erhalten.

In diesem Zusammenhang muss auch der 

Bund seine Hausaufgaben erledigen. Ein 

besonderes Augenmerk muss auf der Ver-

besserung der Seehinterlandanbindungen 

liegen. Für diese wichtigen Maßnahmen 

müssen ausreichende Finanzmittel bereit-

gestellt werden. Neben Investitionen in 

den klassischen Neubau und Ausbau der 

Verkehrsinfrastruktur ist es sehr wich-

tig, dass wir die bestehende Infrastruktur 

besser nutzen. Hier ist Hamburg auf dem 

richtigen Weg. Wir müssen Maßnahmen 

ergreifen, die den Verkehrsfl uss optimie-

ren und zu einer effi zienteren Nutzung 

des Verkehrsnetzes führen. Im Hamburger 

Hafen haben wir dazu zum Beispiel telema-

tische Steuerungssysteme eingeführt, die 

das Stauaufkommen verringern. In Zukunft 

werden wir verstärkt auf IT-Systeme set-

zen, die die Verkehrs- und Logistikströme 

weiter optimieren. Im Pilotprojekt „Smart 

Port Logistics“ haben wir eine übergreifen-

de IT-Plattform geschaffen, die mit mobilen 

Applikationen kombiniert wurde. Darüber 

hinaus werden zukünftig Verkehrsinforma-

tionen und Dienstleistungen rund um den 

Hafen mithilfe mobiler Endgeräte wie Tab-

let-PCs oder Smart-Phones abrufbar sein. 

Wir haben im Hafen bereits sehr frühzeitig 

auf moderne IT-Prozesse gesetzt. Mit einer 

solchen Plattform schaffen wir den nächs-

ten Schritt für die Integration aller logistik-

relevanten Daten und Angebote. 

Für Ende 2013 

angekündigte 

Entscheidung des 

Gerichts zur Fahr-

rinnenanpassung 

verschiebt sich

Im Zusammenhang mit dem Hafens-

tandort Hamburg stellt uns das Thema 

Elbvertiefung auf eine nie da gewesene 

Geduldsprobe. Das Bundesverwaltungs-

gericht (BVerwG) hat zwar seit dem 17. 

Oktober 2012 die Vollziehung der Fahrrin-

nenanpassung von Unter- und Außenelbe 

ausgesetzt und uns jüngst wissen lassen, 

dass sich die für Ende 2013 angekündig-

te Entscheidung des Gerichts nun doch 

verschiebt. Der Planfeststellungsbeschluss 

zur Fahrrinnenanpassung von Unter- und 

Außenelbe ist geprägt von außerordent-

licher Komplexität und Sorgfalt. Und an 

dem Ausbaubedarf hat das Gericht bislang 

in beiden Verfahren keinerlei Zweifel ge-

hegt. Den allenthalben strapazierten Sor-

gen wegen der korrekten Anwendung der 

Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) sind wir 

bei der Elbvertiefung dadurch entgegen-

getreten, dass wir einen entsprechenden 

Ergänzungsbeschluss gefasst und dem 

Bundesverwaltungsgericht zugeleitet ha-

ben. Wie das BVerwG in dieser Sache 

weiter vorgehen will, kann nur das Gericht 

selbst sagen. Die Verwaltungen haben je-

denfalls alles unternommen, um die Elb-

vertiefung auch vor Gericht abzusichern.

Meßberg 1 · 20095 Hamburg
Telefon 040 /30 96 98 - 0 · Fax 040 /30 96 98 - 50
info@hagenundkruse.de · www.hagenundkruse.de

Als unabhängiger Versicherungsmakler bieten wir unseren Kunden in allen privaten, berufl ichen und
betrieblichen Versicherungsfragen optimale Lösungen.

Seit über 100 Jahren konzentrieren wir uns auf die Geschäftsfelder

   n Mittelständische Unternehmen und freie Berufe
   n Sanitär-, Heizungs-, Klempner- und Bedachungsbetriebe
   n Bürgschaften für das Bauhaupt- und Baunebengewerbe, Maschinen- und Anlagenbau
   n Ärzte und Mediziner
   n Privatkunden

für die wir – gemeinsam mit dem Versicherer – maßgeschneiderte Versicherungslösungen konzipieren.

Wir bieten individuelle Beratung und verfügen über umfangreiches Know-how bezüglich
Vertragsgestaltung und Schadenabwicklung.

Ihre Ansprechpartner:

Jörg Will Telefon 040/30 96 98-23 Jörg Enders Telefon 040/30 96 98-17
Geschäftsführender Gesellschafter j.will@hagenundkruse.de Geschäftsführender Gesellschafter j.enders@hagenundkruse.de
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Für Hamburg

Ateliergespräch mit Michael Wesely

„Ateliergespräche“ ist die exklusive Serie in „für Hamburg“. Rene S. Spiegelberger sucht hierzu zeitgenössische Künst-
ler an ihren Wirkungsstätten auf, spricht mit ihnen über ihr Werk und bietet Einblicke in exemplarische Schaffenspha-
sen. Spiegelbergers gleichnamige Stiftung für junge Kunst hat es sich zur Aufgabe gemacht, junge Ausnahme-Künstler 
in den Fokus einer breiteren Öffentlichkeit zu rücken. Zuletzt stellten wir Ihnen an dieser Stelle den deutschen Urban-
Art-Star XOOOOX vor. 

In der vorliegenden Ausgabe erhalten Sie einen Einblick in die Arbeit des in Berlin lebenden Fotografen Michael Wesely. 
Mit seinen Langzeitbelichtungen hat er unter anderem über drei Jahre den Umbau des Museum of Modern Art, kurz 
MoMA, in New York begleitet. Die Ausstellung anlässlich der Wiedereröffnung des Hauses zeigte seine Ergebnisse – 
Ein Ritterschlag für einen zeitgenössischen Künstler. Doch auch seine anderen Werkzyklen lohnen, einmal genauer 
hinzuschauen und seine experimentelle Arbeit zu hinterfragen. 

„Unscharfe Bilder können sehr präzise sein“

es natürliche Hemmschwellen, die es in 

der Fotografi e einem Menschen gegen-

über natürlich nicht gibt. Mehr kann ich im 

Moment dazu noch nicht sagen, weil ich 

in den letzten Jahren kaum Porträts aus-

gestellt habe. Die Wahrnehmung meines 

Buches ‚Portraits 1988–2013‘ im Distanz 

Verlag, das begleitend zur Ausstellung in 

Hannover erschien, wird aber sicher in 

einiger Zeit Bericht darüber abgeben, wie 

es sich mit dieser Aufmerksamkeit verhält.

FH: Eine Einzelausstellung im Museum of 

Modern Art in New York ist wahrschein-

lich der Traum eines jeden Künstlers. Sie 

konnten dies anlässlich der Wiedereröff-

nung des Hauses realisieren. Woraus hat 

sich die Idee entwickelt, die gesamte Um-

bauphase des MoMA mit Langzeitbelich-

tungen zu begleiten?

Wesely: Peter Galassi, der damalige Leiter 

des Photo Department des MoMA, hatte 

bereits 1998 eine Arbeit für seine Samm-

lung gekauft. Im Jahr 2000 wurden meine 

Bilder vom Potsdamer Platz veröffentlicht 

und daraufhin fragte mich Galassi, ob wir 

nicht ein ähnliches Projekt für den Neubau 

des MoMA zusammen machen könnten. 

Inhaltlich war es deswegen für mich inte-

ressant, weil durch meine Vorgehensweise 

das mit Spannung erwartete neue Muse-

um nicht im Vordergrund steht, sondern 

der Prozess der Entstehung zum fotogra-

fi schen Monument erhoben wird. So wird, 

wie in anderen Werkkomplexen auch, die 

Frage nach der Repräsentanz gestellt.

FH: Die heutige Fotografi e ist schnell, 

scharf und farbecht, in Summe absolut 

präzise. Dieser Entwicklung widersetzen 

Sie sich in vielen Projekten, unter anderem 

auch mit Ihren Eigenbau-Experimenten zur 

Lochkamera, bei denen Sie mit Einfallschlit-

zen arbeiten. Langweilt Sie die Präzision?

Wesely: Unscharfe Bilder können sehr 

präzise sein. Sie stören allerdings sofort 

einen einfachen Zugang des Betrach-

ters. Man kann sagen, dass es um etwas 

anderes als die einfache Bestätigung von 

etwas Dokumentarischem geht. Es geht 

um Bild und Vorstellung, Imagination und 

einen Bruchteil an Fotografi schem, so dass 

diese Komponenten zusammen eine Art 

‚Resonanzraum‘ bilden. Langzeitbelichtun-

FH: ‚Another pencil of nature – Portraits 

1988–2013‘ lautet der Titel Ihrer aktuellen 

Ausstellung in den musealen Räumlichkei-

ten der Nord LB Galerie in Hannover. Ein 

Vierteljahrhundert Porträtfotografi e, was 

fesselt Sie an dem Thema, dass Sie hiervon 

nicht lassen wollen?

Michael Wesely: Was vielen Menschen 

nicht bekannt ist, ist die Tatsache, dass 

meine Forschung in der Fotografi e 1988 

mit Porträts begann. Es ging damals um 

die Unterwanderung des ‚entscheiden-

den Augenblicks‘. Eine Mischung aus Re-

fl ektion über das Medium selbst und 

die Abkehr von der Repräsentation als 

einzig mögliche Art, sich im Medium der 

Fotografi e auszudrücken. In den letzten 

Jahren kamen viele weitere Aspekte und 

Ebenen der Refl ektion hinzu, die damals 

nicht in dem Maße sichtbar waren, oder 

es existierten noch keine Werkzeuge, die-

se sichtbar zu machen. Man denke an die 

Lehmann-Brothers-Pleite, WikiLeaks, den 

NSA-Skandal – Ereignisse, die uns allen 

die Verletzlichkeit und Zerbrechlichkeit 

unserer Existenz vor Augen geführt haben. 

Gerade diese Zerbrechlichkeit wird viel-

leicht am stärksten in der Bewegung der 

Menschen vor meiner Kamera sichtbar, 

die Instabilität des Menschen im Zeitfl uss. 

Der Titel der Ausstellung ist im Dialog mit 

William Fox Talbot zu sehen, der 1844 das 

erste so bezeichnete Fotobuch der Welt 

publiziert hat. Damals wurde das neue 

Medium neugierig bestaunt und Fox Tal-

bot zeigte die Möglichkeiten der Fotogra-

fi e, nämlich durch ihre überragende Gabe 

des durch Linsen gebündelten Lichts ein 

‚untrügerischer Pinsel der Natur‘ zu sein. 

Die damaligen Schwachstellen des Medi-

ums habe ich mir von 1988 an zu Nutze 

gemacht, meine Arbeit darauf weitgehend 

aufgebaut und versucht, in Refl ektion dar-

über zu forschen.

FH: Zur Ausstellungseröffnung sprach der 

Vorstandsvorsitzende der Nord LB, Dr. 

Gunter Dunkel, in seiner Einführungsrede 

von Ihren Arbeiten als ‚Publikumsmagnet‘, 

Menschen ziehen Menschen an. Nehmen 

Sie das Thema Porträt als aufmerksam-

keitsstärker gegenüber anderen Themen-

komplexen war?

Wesely: Menschen wollen immer andere 

Menschen ansehen. Im realen Leben gibt 
Mariano Marcondes Ferraz 
(20.47 – 20.52 Uhr, 22.8.2013)

2005
Allianz Arena, 

München 
(19.2.2003 – 

28.5.2005)
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Identität verliert, die Klasse in ihrer Ge-

samtheit dennoch eine eigenständige 

Identität behält?

Wesely: Im Gegenteil, niemand verliert 

seine Identität. Die Bilder der Schüler 

zusammen erzeugen eine neue Einheit. 

Mich fasziniert diese Wechselbeziehung 

zwischen Gruppe und Individuum. Gerade 

die Wende und der Zustrom vieler Men-

schen unterschiedlicher Nationalität nach 

Deutschland geben diesen Bildern neue 

Bedeutung, die Frage nach Identität im 

Lande wird wieder heftig diskutiert. 

Jeder Verlust öffnet 

den Blick auf etwas 

Neues

FH: Sowohl bei Ihren Bauprozess beglei-

tenden Arbeiten im urbanen Raum, als 

auch bei Ihren Stillleben arbeiten Sie mit 

der Technik der Langzeitbelichtung. Stehen 

diese beiden Themen, der technische Auf-

bau und der Verfall des Organischen, für 

Sie hierdurch in einem übergeordneten 

Kontext?

Wesely: Ja und nein. Jedes Thema steht 

zwar für sich selbst, auch wenn es mit der 

gleichen Technik angegangen wird. Selbst 

die Langzeitbelichtungen vom MoMA 

und vom Potsdamer Platz könnten unter-

schiedlicher gar nicht sein. Während es bei 

den Berlin-Bildern um einen extremen, 

historisch bedeutenden, geopolitischen 

Moment geht – die Überwindung des Kal-

ten Krieges – , erzählen die Bilder aus New 

York eine ganz andere Geschichte.

FH: Und bei Ihren Blumen- oder Früchte-

Stillleben? Spielt hierbei in erster Linie der 

gen besitzen eine sehr gegenwärtige Ei-

genschaft. Sie schaffen und zerstören das 

Bild zugleich und sie loten die Balance zwi-

schen Evokation und Projektion aus.

Letztlich geht 

es immer um die 

Geschichten, 

die Bilder 

transportieren

FH: Mittlerweile scheint die analoge Tech-

nik fast vollständig durch die digitale Fo-

tografi e abgelöst zu werden. In welcher 

Rolle sehen Sie sich als experimenteller 

Traditionalist bei dieser Entwicklung?

Wesely: Letztlich geht es immer um die 

Geschichten, die die Bilder transportieren. 

Sicherlich lassen sich mit modernster Fo-

totechnik neue Geschichten auf neuere, 

moderne Art erzählen, aber im Grunde 

gibt es in meinen Augen eine Art Rück-

grat, das alle Bilder vereint: Die Geschich-

ten, die die Bilder zeigen oder in einem 

selbst hervorrufen, seien sie digital oder 

analog erzeugt.

FH: Der französische Fotograf und Luft-

schiffer Nadar prägte Mitte des 19. Jahr-

hunderts den Ausspruch: ‚Die Photogra-

phie ist eine wunderbare Entdeckung, 

eine Wissenschaft, welche die größten 

Geister angezogen, eine Kunst, welche 

die klügsten Denker angeregt – und doch 

von jedem Dummkopf betrieben werden 

kann.‘ Steht Michael Wesely für eine in-

tellektuelle Rückbesinnung des Mediums?

Wesely: Ich bin ein Künstler und mein 

Medium ist die Fotografi e. Die Technolo-

gie entwickelt sich immer weiter, ich folge 

ihr und versuche damit umzugehen, aber 

die Entscheidungen, welche Bilder ent-

stehen, sind durch Konzept und Kontext 

immer an meine Idee und mein Interesse 

gebunden.

FH: Auch in ihrem Zyklus der ostdeut-

schen Landschaften verlieren Ihre Bilder 

den direkten Bezug zum Ort der Entste-

hung. Ist der Verlust des Figurativen ein 

notwendiger Filter? 

Wesely: Die Serie ‚Ostdeutschen Land-

schaften‘ war eine wichtige Neu-Veror-

tung meines Selbstgefühls, die mir gehol-

fen hat, meinen damaligen Umzug von 

München nach Berlin in gewisser Weise 

zu thematisieren. Es gab die Idee, Land-

schaftsaufnahmen zu schaffen, die nur 

horizontale Farbklänge erzeugen. Details 

werden nicht wiedergegeben, so entzie-

hen sich die Bilder dem Dokumentari-

schen und stellen eher die durch Farben 

geprägte emotionale Stimmung einer 

Landschaft dar.

FH: In einem anderen Werkkomplex 

legen Sie beispielsweise die Negative 

von Schüler-Porträts jeweils einer Klas-

se übereinander. Wollten Sie zeigen, dass 

auch wenn der einzelne Schüler seine 

ästhetische Anspruch oder das Aufzeigen 

der Vergänglichkeit, wie in den klassischen 

Vanitas-Motiven, die übergeordnete Rolle?

Wesely: Natürlich ist das Auge schneller 

als die Gedanken, die mit der Betrachtung 

einhergehen können. Ich glaube nicht, dass 

eine rein ästhetische Rezeption möglich 

ist, weil diese Stillleben ja ganz und gar 

nicht still sind. Durch die Bewegung im 

Bild wird man mit der Symbolik der Bil-

der und vielleicht auch mit seiner eigenen 

Vergänglichkeit konfrontiert. Ein weiterer 

Aspekt ist der des Neuen, der zwar nicht 

in vorderster Front wahrgenommen wird, 

sich aber doch neben dem des Verlustes 

behaupten mag. Jeder Verlust eröffnet den 

Blick auf etwa Neues. Durch diese im Bild 

sichtbare Gleichzeitigkeit bleibt es beim 

Betrachter, diese beiden miteinander ver-

knüpften Kräfte zu werten.

1994
Klasse 9d

1994
Klasse 11c

rechts oben:
2004

Maisfeld bei Kienitz

1997 / 2012 Büro Helmut Friedel, Lenbach-
haus München (29.7.1996 – 29.7.1997)
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FH: Im Ergebnis Ihrer Technik wird Zeit 

auf surreale Art sichtbar. Sehen Sie als 

Künstler es mit als Ihre Aufgabe an, zum 

Nachdenken und Innehalten anzuregen?

Die Schönheit von 

Kunst liegt in ihren 

diversen Interpre-

tationen

Wesely: Das Resultat, das die Kunst her-

vorruft, ist die Interpretation, die der Be-

trachter einbringt. Es ist ein offenes Feld 

und kein autoritärer Standpunkt. Das ist 

die Schönheit von Kunst. Es wird etwas 

produziert und es entstehen verschiede-

ne Wahrnehmungen und diverse Inter-

pretationen.

FH: In der Ausstellung ‚Unscharf ’ in der 

Hamburger Kunsthalle wurden Ihre 

Arbeiten denen von Gerhard Richter 

gegenübergestellt. Die Berliner Natio-

nalgalerie würdigte Ihre Landschaften in 

der Ausstellung ‚Begegnungen mit Caspar 

David Friedrich’. Beide stehen für die Prä-

zision in der Malerei, Sie für die Scheu 

vor der Präzision in der Fotografi e. Wie 

empfi nden Sie diesen Kontrast?

Wesely: Der Kontrast ist vielleicht die 

zeitliche Differenz zwischen den erwähn-

ten Arbeiten, die dann doch in einen Di-

alog treten. Gleich erscheint mir zu sein, 

dass sich diese verschiedenen Positionen 

in ihrer jeweiligen Vorgehensweise, einen 

neuen, bisher so nicht gewesenen Frei-

raum geschaffen haben, der einlädt über 

Bilder und Vorstellung nachzudenken. 

Zu bedenken sei hier Erwin Panowskys 

Begriff der ‚Pseudomorphose‘, der über 

dieses unüberwindliche Hindernis spricht. 

Werke aus verschiedenen Medien, die 

sich gegenüberstehen, seien sie sich vi-

suell noch so nahe, haben niemals etwas 

miteinander zu tun. 

FH: Zu ‚Another pencil of nature’ ist ein 

umfassender Katalog im Distanz Verlag 

erschienen. Anfang kommenden Jahres 

wird die Ausstellung dann in ihrer nächs-

ten Station in Berlin zu sehen sein. Hierzu 

haben Sie auch neue Arbeiten angekün-

digt. Werden dies dann bereits die ersten 

Werke für den zweiten Band der Porträts 

von Michael Wesely sein, oder endet die 

Werkreihe vorher?

Wesely: Es ist in 25 Jahren eine sehr per-

sönliche Reihe von Porträts entstanden. 

Mit wenigen Ausnahmen sind nur Freun-

de, Bekannte und Weggefährten um ein 

Portrait gebeten worden. Mein fünfzigster 

Geburtstag ist jetzt ein guter Anlass, mit 

dem Buch einen Schnitt zu ziehen, diese 

Personen sichtbar zu machen. Die Wer-

kreihe Porträts ist nicht abgeschlossen. 

Das Gespräch mit Michael  Wesely 
führte Rene S. Spiegelberger am 
26. Oktober 2013 im Atelier des 
Künstlers. Das vollständige Inter-
view fi nden  Sie unter spiegelber-
ger-stiftung.de. Weitere Informa-
tionen zum Künstler erhalten Sie 
unter wesely.org sowie seinen Ga-
lerievertretungen fahnemannpro-
jects.com oder nusserbaumgart.
com.

2004
The Museum 
of Modern Art, 
New York 
(9.8.2001 – 
2.5.2003)

MEHR ERREICHEN.

Was wäre, wenn Ihr Unternehmen größer werden könnte, ohne dabei komplexer zu werden? Mit SAP und 
Partnern gewinnen Sie völlig neue Einblicke in Ihr Umsatz-, Kosten- und Bestandsmanagement – und pro-

  Ihr Unternehmen kann mehr: sap.de/sme
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Autor : Martin Schnitker

W
ährend viele Länder, zum Bei-

spiel die skandinavischen, ihre 

Erfahrungen mit dem Thema 

gemacht haben und dort der Riesen-Lkw 

Teil des normalen Straßenbildes geworden 

ist, scheut man sich in der Bundesrepublik 

noch, eine einheitliche Regelung für die 

überlangen Lkw zu beschließen. Doch die 

ist längst überfällig. Denn alle Argumente 

sind ausgetauscht und ein Feldversuch auf 

ausgesuchten Strecken läuft erfolgreich. 

Tatsache ist, dass die Lage auf Deutschlands 

Straßen immer prekärer wird: kilometer-

lange Lkw-Schlangen auf der rechten Au-

tobahnspur, verstopfte Autobahnen zur 

Ferienzeit und im Berufsverkehr. Deswegen 

braucht gerade der Güterverkehr Innova-

tionen. Der Bundesverband Großhandel, 

Außenhandel, Dienstleistungen (BGA) hat 

Dabei hat der erste Feldversuch gezeigt, 

dass die Befürchtungen der Lang-Lkw-

Gegner übertrieben und nicht haltbar sind. 

Im Gegenteil: Es hat sich erwiesen, dass im 

praktischen Gebrauch zwei XXL-Laster 

drei normale Lkw ersetzen können. Das 

würde für den Straßenverkehr bedeuten, 

dass rund acht Prozent weniger Fahrzeuge 

unterwegs wären, der Verkehr könnte fl üs-

siger laufen. Transportunternehmer berich-

ten darüber hinaus, dass sie im Feldversuch 

bis zu 30 Prozent weniger Kraftstoff ver-

braucht haben. Das allein rechtfertigt den 

Titel „Öko-Liner“.

So schildert die Spedition F.A. Kruse jun. 

aus Brunsbüttel/Schleswig-Holstein in 

der BGA-Zwischenbilanz zum Feldver-

such, dass sie auf der von ihr getesteten 

100-Kilometer-Strecke zwischen Brunsbüt-

errechnet, dass 2015 rund 6,4 Milliarden 

Tonnen Güter transportiert werden müs-

sen. Bahn und Binnenschiffe können davon 

aber nur 500 Millionen Tonnen aufnehmen. 

Der Kollaps auf den Straßen droht. Ein Teil 

der Lösung könnte die bundesweite Zulas-

sung der Lang-Lkw sein. Bislang haben sich 

fünf Bundesländer, unter anderem Ham-

burg, für die Zulassung der verlängerten 

Laster ausgesprochen, der Rest dagegen.

Doch was spricht gegen den Lang-Lkw? Die 

Gegner führen zunächst Sicherheitsaspekte 

an: Überholen sei gefährlicher, Leitplanken 

könnten das Gewicht der überlangen Lkw 

nicht halten. Zusätzlich würde der Zustand 

der Straßen erheblich verschlechtert. Auch 

eine positive Öko-Bilanz wollen die Gegner 

nicht sehen, schließlich würden die Lang-

Lkw Güter von der Schiene verdrängen.

tel und dem Hamburger Hafen eine von 

drei Fahrten einsparen konnte sowie 15 

Prozent CO2 pro befördertem Container. 

„Das ist effi zient und schont die Umwelt“, 

resümiert der Inhaber Friedrich A. Kruse. 

Das Wichtigste aber ist, dass die Firma Kru-

se sowie auch die anderen Teilnehmer des 

Feldversuchs keinerlei erhöhtes Risiko im 

Straßenverkehr beobachten konnten. „Im 

Gegenteil. Im Alltag gab es bisher keinerlei 

Zwischenfälle oder kritische Situationen“, 

berichtet Kruse.

Ein Grund für die höhere Sicherheit ist 

der Einsatz von modernster Technik. Von 

Abstandsradar und Spurassistent bis zum 

automatischen Notbremssystem und 

Rückfahrkamera. Kruse: „Das bewegt sich 

über dem Standard und erhöht somit die 

Verkehrssicherheit.“ Nach all den positiven 

Erfahrungen denkt der Unternehmer über 

den Einsatz eines weiteren Lang-Lkws nach. 

Aber: „Die aktuellen Überlegungen, man-

che Strecken nachträglich zu streichen, er-

schweren die Planungssicherheit.“

Auch ein weiteres Contra-Argument der 

Lang-Lkw-Gegner wurde entzaubert: So 

wurde behauptet, dass die größeren Laster 

den Straßen auch größeren Schaden zufü-

gen würden. Gerade im Sommer, so die Be-

hauptung, würden Spurrillen auf der Fahr-

bahndecke entstehen, die kostenintensiv 

wieder behoben werden müssten. Richtig 

dagegen ist, dass die Achslast, also das Ge-

wicht, das je Achse auf der Straße lastet, bei 

einem längeren Lkw geringer ist als bei ei-

nem herkömmlichen 40-Tonnen-Lkw. Diese 

Reduzierung der Achslast beim Lang-Lkw 

wird durch eine Verteilung des Gesamtge-

wichts auf mehr Achsen erreicht. Von heute 

bis zu zehn Tonnen Achslast reduziert sich 

die Achslast beim XXL-Laster auf maximal 

8,5 Tonnen, so der Bundesverband Güter-

kraftverkehr, Logistik und Entsorgung (BGL). 

Die punktuelle Belastung der Straße nimmt 

also nicht zu, wie durch eine einseitige Be-

trachtung der zulässigen Gesamtmasse zu 

vermuten wäre, sondern ab.

sen und auch für den Straßenverkehr 

bringen kann, wurde schon tausendfach 

im Ausland bewiesen.“ Für den Unter-

nehmer ist es eine logische Entwicklung, 

dass die Transportmittel immer länger 

werden: „Busse, Schiffe, Züge – überall 

greifen Optimierungsprozesse. Nur beim 

Lkw soll das nicht möglich sein?“ 

Trotz aller positiven Erfahrungen mit 

dem Feldversuch sind nicht alle zufrie-

den: Nach Auffassung des Bundesver-

bandes Güterkraftverkehr, Logistik und 

Entsorgung (BGL) läuft der Versuch nicht 

besonders gut. Verantwortlich dafür sei-

en „überbürokratisierende Vorgaben“ zur 

Streckennutzung von Lang-Lkw. Der BGL 

regte Mitte Oktober an, mit den Regie-

rungen der Bundesländer Verhandlungen 

über einen neuen Kompromiss zur Stre-

ckennutzung zu beginnen.

Fakt ist: Lkw werden weiterhin auf 

Deutschlands Bundesstraßen fahren und 

wenn die Bundesregierung keine einheit-

liche Regelung für den Lang-Lkw fi ndet, 

werden es in den kommenden Jahren 

immer mehr. Der Unmut aller Verkehrs-

teilnehmer wird dadurch steigen und die 

Kosten für die Instandhaltung unserer 

Infrastruktur werden es auch. Sich wei-

terhin einer sinnvollen Innovation zu ver-

schließen, ist fahrlässig. 

Ein Pionier auf dem Gebiet des Lang-Lkw 

ist Axel Heik, Chef der Hamburger Spe-

dition Hermann H. Heik GmbH & Co. 

KG. Der Unternehmer hatte 1987 einen 

Antrag gestellt, 60-Fuß-Container mit ei-

nem verlängerten Lkw transportieren zu 

dürfen. Nach einem halben Jahr bekam 

Heik grünes Licht. „Ich war sehr verwun-

dert, denn ich hatte nicht mit einer po-

sitiven Antwort gerechnet.“ Damit die 

Polizei seine Transporter nicht ständig an-

halten würde, hatte Heik extra ein Foto 

von seinem Lang-Lkw an die zuständigen 

Polizeidienststellen geschickt, um auf den 

ungewohnten Anblick vorzubereiten.

Heiks Erfahrungen mit dem verlängerten 

Laster sind durchweg positiv: „Vier Jahre 

sind wir unfallfrei gefahren, es gab keine 

Probleme. Bei fast gleichem Treibstoffver-

brauch und gleichen Lohnkosten haben 

wir mehr transportiert.“ Der Unterneh-

mer hätte gerne seine Lang-Lkw weiter 

eingesetzt, aber ein Wechsel in der Ham-

burger Innenbehörde bewirkte, dass sei-

ne Genehmigung nicht verlängert wurde. 

Das aktuelle Gezerre um den Lang-Lkw 

betrachtet Heik sehr skeptisch: „Es tut 

weh, wenn man sieht, dass es einen Schritt 

vorwärts und zwei wieder zurück geht. 

Hier werden Chancen vergeben, denn 

was der Lang-Lkw für das Transportwe-

Innovation für den Güterverkehr:  

Lang-Lkw auf deutschen Strassen

Sie werden – abhängig von der jeweiligen politischen Einstellung – Giga-Liner, Monstertrucks, Öko-Liner oder XXL-
Laster genannt. Fast langweilig, aber richtig ist die Bezeichnung „Lang-Lkw“. Denn sie beschreibt den Kern des 
Problems sehr genau: knapp sieben Meter mehr Lkw auf der Straße – von 18,75 Metern auf 25,25 Meter. 
Darüber wird seit fast zehn Jahren in Deutschland gestritten. 

Axel Heik, Chef der Hamburger Spedition 
Hermann H. Heik GmbH & Co. KG, hatte 
schon 1987 Lang-Lkw in seinem Fuhrpark. 

Die Grafik zeigt, wie sich die Länge der Lkw verändern soll. 
Das Gewicht von maximal 40 Tonnen bleibt gleich.
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Für die Firma Krone ist ihr GigaLiner ein großer Schritt in die Zukunft.
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Veranstaltungen

Mittagstisch

Mehr Wachstum und Flexibilität 

dank Finanzierung 2.0

Beim Mittagstisch der Familienunternehmer in Hamburg zeigte 

Finanzexperte Jörg Diewald von GE Capital Germany auf, wie sich 

Unternehmen heute zeitgemäss mit Liquidität versorgen können

Autor : Sven Höppner

J
örg Diewald, Commercial Leader und 

Mitglied des Vorstands bei GE Capital 

Germany, hatte ein umfangreiches Menü 

im Gepäck. Mit dem Thema Unternehmens-

fi nanzierung 2.0 reiste der 43-Jährige aus der 

Mainzer Zentrale zum Mittagstisch der Fami-

lienunternehmer an die Alster. Anschaulich 

portioniert zeigte er den Hamburger Gästen 

am 17. September in der Villa Nehlsen in Ep-

pendorf Problemstellungen und Lösungswe-

ge bei der Mittelstandsfi nanzierung auf. 

Gerade Familienunternehmen haben heute 

steigende Anforderungen an die Finanzie-

rung des laufenden Geschäftsbetriebs bei 

größtmöglicher Liquidität. Diewalds Situa-

tionsanalyse betraf deshalb einen Großteil 

der anwesenden Mitglieder des Hambur-

ger Regionalkreises. Spätestens seit Basel III 

werden vor allem langfristige Kredite immer 

teurer, verlangen Banken von den Unterneh-

men immer höhere Sicherheiten und immer 

mehr Eigenkapital. Zusätzlich spielen Ratings 

eine wachsende Rolle und die Firmen müs-

sen sich stärker mit dem Thema Finanzkom-

munikation beschäftigen.

Ein schwacher Trost für die Hamburger 

Unternehmer: Sie sind mit ihren Finanzie-

rungsproblemstellungen nicht allein. Bei einer 

Studie von GE Capital unter 410 mittelstän-

dischen Unternehmen in ganz Deutschland 

stellte sich heraus, dass 83,3 Prozent davon 

bei der Finanzierung neuer Geschäftsmög-

lichkeiten „Herausforderungen“ sehen – also 

in irgendeiner Form Schwierigkeiten mit der 

Liquidität haben, wenn sie zum Beispiel für ei-

nen Großauftrag den nötigen Materialeinkauf 

vorfi nanzieren müssen. 

Für Jörg Diewald ist Factoring in solchen Situ-

ationen – und zur generellen Liquiditätserhö-

hung – die naheliegendste Lösung. Hier kauft 

ein Factoring-Dienstleister die Forderungen 

eines Unternehmens gegenüber Kunden auf, 

deckt Ausfallrisiken ab und versorgt die Fir-

ma ab Rechnungsstellung sofort mit frischem 

Kapital. „Unsere Kunden wollen sich neben 

der Liquiditätssicherung vor allem auch unab-

hängiger von Bankdarlehen machen und ihre 

Kennzahlen inklusive des Ratings verbessern“, 

erklärte Diewald die Hintergründe.

Der Finanzexperte belegte seine Aussagen 

mit mehreren Kundenbeispielen aus den 

Bereichen Produktion, Großhandel oder 

Transport, etwa mit dem eines mittelstän-

dischen Herstellers von Verpackungsmitteln 

mit rund 70 Millionen Euro Jahresumsatz. In 

diesem Fall machte die zeitaufwändige Ferti-

gung eine hohe Kapitalbindung für Rohmate-

rial sowie für die Lagerung nötig. Gleichzeitig 

Die Frage, ob demgegenüber der klassi-

sche Kontokorrentkredit noch zeitgemäß 

sei, beantwortete Diewald mit einem „Ja, 

aber…“. Nach Diewalds Einschätzung bie-

tet diese Finanzierungsform zwar in gewis-

sem Rahmen eine hohe Flexibilität, und ist 

einfach zu vereinbaren. Jedoch bleibt der 

Rahmen, die Finanzierungslinie, in der Regel 

sehr starr und hat keine Dynamik bezüg-

lich Umsatz oder Auftragseingang. Auf der 

anderen Seite können die Banken die Linie 

nach eigenem Ermessen kürzen und weite-

re Sicherheiten verlangen, was beim Facto-

ring entfällt. Insofern, so Diewald, eignet sich 

der Kontokorrentkredit heute eigentlich 

nur für kurzfristige Zwischenfi nanzierungen, 

etwa wenn Roh-, Hilfs- oder Betriebsstoffe 

schnell eingesetzt werden müssen.

Eine Alternative können Mittelstandsan-

leihen sein – damit können sich Unter-

nehmen frisches Kapital für einen festen 

Zeitraum zu fi xen Konditionen beschaffen. 

Jörg Diewald hatte dazu allerdings ernüch-

ternde Daten von Reuters und den Wirt-

schaftsprüfern von PWC aufbereitet. Dem-

nach ist diese Finanzierungsform erst ab 

einem Emissionsvolumen von zehn Millio-

nen Euro (im Schnitt 48 Millionen Euro) im 

Einsatz. Den Gläubigern müssen bei einer 

durchschnittlichen Laufzeit von fünf Jahren 

im Schnitt 7,25 Prozent Zinsen jährlich ge-

zahlt werden, die Emissionskosten betragen 

zusätzlich vier bis fünf Prozent des Kapital-

volumens. „Hier hat sich das Risikobewusst-

sein der Anleger geschärft und gleichzeitig 

sind die Renditeerwartungen stark gestie-

gen“, berichtete Diewald. „Anleihen sind 

dadurch eher eine Finanzierungsform für 

sehr spezielle Situationen und dafür ausge-

richtete Unternehmen.“

Jörg Diewald und seine beiden, für Facto-

ring in Norddeutschland verantwortlichen 

Hamburg gewinnt die 

„Klub der Gründer“-

Regionalkreismeisterschaft 

im Pokern

Autor : David Friedemann

D
er „Klub der Gründer“ von DIE 

JUNGEN UNTERNEHMER – 

BJU beteiligte sich am 26. Okto-

ber 2013 in Berlin zum ersten Mal sowohl 

mit einer Teilnehmergruppe als auch als 

Preissponsor bei dem Gründerpokern. 190 

Gründer, Unternehmer und spannende 

Persönlichkeiten haben sich bei KPMG zum 

Netzwerken, Bluffen und Spaß haben ver-

sammelt. Das Gründerpokern ist seit drei 

Jahren eine sehr erfolgreiche Veranstaltung 

für exklusives Netzwerken mit den klügs-

ten Köpfen Deutschlands. Der „Klub der 

Gründer“ passt thematisch in diese Ver-

anstaltung wie die Faust auf das Auge. Das 

dachten sich auch „Klub der Gründer“-Pate 

Christian Manthey und Berlins Regional-

kreisvorsitzender Sascha Mattheis und or-

ganisierten eine Beteiligung. 16 „Klub der 

Gründer“-Teilnehmer wurden an die Tische 

verteilt und pokerten als Zweier-Teams um 

die beste zusammen addierte Platzierung. 

Das beste Team gewann dann den „Klub 

der Gründer“-Verbandspokal. Nicht nur 

der Promi-Überraschungsgast Samy De-

luxe kam aus Hamburg, sondern auch das 

Gewinnerteam Kai Teute und Vanessa Nie-

mann. Das Format der Veranstaltung soll 

beibehalten werden und bei dem nächsten 

Gründerpokern sind alle Hamburger Poker-

freunde herzlich eingeladen, unseren Regio-

nalkreispokertitel zu verteidigen.

Details und Anmeldungen zu den 
„Klub der Gründer“-Veranstaltungen 
unter www.klub-der-gruender.eu.

mussten sehr langfristige Zahlungsziele der 

Kunden in Kauf genommen werden. Hier 

konnte das Unternehmen eine Kombinati-

on aus Factoring und Lagerfi nanzierung mit 

einem ausschöpfbaren Gesamtvolumen von 

insgesamt rund 19 Millionen Euro vereinba-

ren. Dadurch, beschrieb Diewald, konnten 

Bilanzstruktur und Eigenkapitalquote deutlich 

verbessert werden. Darüber hinaus trug die 

neu geschaffene Liquidität dazu bei, die Skon-

to-Möglichkeiten gegenüber den Lieferanten 

voll auszuschöpfen. „Letztlich hat die positi-

ve Liquiditätsentwicklung entscheidend zum 

Wachstum des Unternehmens beigetragen“, 

resümierte Jörg Diewald. 

Diese Vorteile des Factorings überwiegen 

deshalb in den allermeisten Fällen gegenüber 

den damit verbundenen Kosten, die Diewald 

nicht verschwieg. Natürlich behält bei dieser 

zeitgemäßen Form der Unternehmensfi nan-

zierung der Dienstleister einen gewissen Teil 

des vorfi nanzierten Volumens ein, was mit 

den Zinsen einer Bank beim Kontokorrent-

kredit vergleichbar ist. Das mit einem gewis-

sen Aufwand verbundene Modell (Bonitäts-

prüfungen der Kunden) ist auch nicht für alle 

Branchen gleichermaßen geeignet. Auf jeden 

Fall greift die Wirtschaft laut Deutschem 

Factoring Verband seit 2007 mit einer jährli-

chen Steigerungsrate von durchschnittlich elf 

Prozent des Finanzierungsvolumens auf Facto-

ring zurück. 2012 wurden damit in Deutsch-

land Forderungen von insgesamt 157,42 Milli-

arden Euro fi nanziert und abgesichert.

Vertriebskollegen, Torben Krohn und Rai-

ner Pfäffl e, beantworteten den Mitgliedern 

des Regionalkreises Hamburg bei der an-

schließenden Diskussion vor allem Fragen 

in Bezug auf Factoring und die hiermit 

einhergehenden speziellen Services. Bei-

spielsweise, dass dabei Mahnwesen- und 

Debitoren-Management zur Entlastung der 

Unternehmen vom Factor übernommen 

werden. „Ich war überrascht, dass man mit 

dieser Finanzierungsform doch so viele 

neue Freiheiten gewinnt, sich stärker auf 

das operative Geschäft konzentrieren zu 

können“, resümierte ein Teilnehmer. Und 

Jörg Diewald konnte eine Erkenntnis nach 

Mainz mitnehmen: „Die Hamburger Un-

ternehmer und Manager sind nicht nur ein 

sehr angenehmer Schlag, hier wird wirklich 

sehr offen Klartext geredet, was man sich 

vom Finanzdienstleister wünscht und wo 

sich diese heraushalten sollen. Näher kann 

man nicht an der Praxis dran sein.“
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Autor : Fabian Gewald

D
ie Ergebnisse der Koalitionsver-

handlungen bleiben abzuwar-

ten, wenngleich die program-

matische Annäherung zwischen beiden 

Seiten ganz offensichtlich so weit gedie-

hen ist, dass grundlegende Differenzen 

auf wenige Streitpunkte beschränkt blei-

ben dürften.

Fraglich ist, was das sehr starke Abschnei-

den der CDU und CSU sowie die anhal-

tende Schwäche der Sozialdemokraten 

für das Machtverhältnis zwischen den 

beiden mutmaßlichen Koalitionsparteien 

bedeuten. Möglicherweise musste Angela 

Merkel bereits am Wahlabend erkennen, 

dass man sich auch „übersiegen“ kann. 

Knapp daneben ist eben auch vorbei. 

Die Vorfreude auf eine neue Große Ko-

alition jedenfalls hielt sich bei den Sozial-

demokraten in so engen Grenzen, dass 

die Bundeskanzlerin regelrecht um einen 

Partner werben musste. Nach der Ab-

vizes Olaf Scholz. Dieser hatte seine Par-

tei vor der Bundestagswahl aufgerufen, 

das sozialliberale Erbe einer erkennbar 

schwächer werdenden FDP anzutreten 

und sich stärker wieder den wirtschafts-

nahen Themen zu widmen. Schließlich 

wird für die wirtschaftlich-liberal einge-

stellten Bürger die Entwicklung der FDP 

unter ihrem designierten Vorsitzenden 

Christian Lindner und die unsichere Zu-

kunft der AfD spannend bleiben.

Interessant ist, dass die Steuererhöhungs-

pläne der linken Parteien durch die Wähler 

am Ende nicht honoriert wurden. Offenbar 

hatten viele Stimmberechtigte den wohl 

zutreffenden Eindruck, dass auch sie am 

Ende zu der Gruppe gehören würden, die 

aus vorgeblichen Gerechtigkeitsgründen 

mehr von ihrem Einkommen an den Staat 

überweisen müssten. Auch dieser Aspekt 

wird sicherlich Eingang in die Gespräche 

über den Koalitionsvertrag fi nden.

sage der Grünen an die Unionsparteien 

ist die Verhandlungsposition von Sigmar 

Gabriel und seinen Leuten daher nicht 

schlecht, wenngleich das staatspolitische 

Gewissen ein Scheitern der Verhandlun-

gen wohl undenkbar erscheinen lässt.

Unabhängig vom Ausgang der Koaliti-

onsverhandlungen bedeutet das Wahl-

ergebnis, dass nach dem erstmaligen 

Ausscheiden der FDP in der Geschichte 

der Bundesrepublik keine liberale Partei 

mehr im Bundestag vertreten ist. Ob 

der Wirtschaftsfl ügel der Union in der 

Zukunft eine wichtigere Rolle spielt und 

diese Lücke füllen wird, oder die „sozial-

demokratisierten“ Unionsabgeordneten 

zusammen mit der SPD-Fraktion diesen 

Teil des politischen Spektrums für die 

Mehrheitsfi ndung im Parlament überfl üs-

sig werden lassen, bleibt abzuwarten. Viel-

leicht nutzt die SPD auch die Gunst der 

Stunde und folgt dem Appell ihres Partei-

Jörg Schönenborn gab um 17.58 Uhr bereits eine zutreffende Interpretation ab, als er die erste Prognose in 
der ARD mit den Worten anmoderierte: „Dieser Wahlabend könnte die politische Landschaft in Deutschland 
grundlegend verändern.“ Mehr als 30 Mitglieder und Freunde der Familienunternehmer sahen danach in den 
Räumen der NORTAX die Balken bei der Union nach oben schnellen und nahmen das unerwartet schlechte 
Abschneiden der Oppositionsparteien zur Kenntnis. Als die FDP in der ersten Prognose mit 4,7 Prozent relativ 
deutlich den Wiedereinzug in den Bundestag verfehlte, lagen die beiden spannenden Fragen des Wahlabends 
auf dem Tisch: Würde die Alternative für Deutschland (AfD) mit ihrem euroskeptischen Kurs noch den Einzug 
in den Bundestag schaffen? Und, wenn das nicht der Fall sein sollte, könnte es für eine Alleinregierung von 
CDU und CSU reichen?

Während die meisten Mitglieder im Verlauf der nächsten Stunden wohl sicher waren, dass sowohl FDP als auch 
AfD nicht im Parlament vertreten sein würden, ließen die Hochrechnungen zwischenzeitlich auch eine schwarze 
Alleinregierung wahrscheinlich werden, zu der es aber am Ende bekanntlich nicht kam. Den bis zum Schluss 
anwesenden Gästen der Wahlparty war damit klar, dass nun voraussichtlich alles auf eine Große Koalition hi-
nauslaufen würde. Die Diskussionen konzentrierten sich im weiteren Verlauf des Abends dann auch darauf, was 
eine von den Unionsparteien und der SPD getragene Bundesregierung für Deutschland und die Unternehmer 
bedeuten würde.

Wahlparty zur Bundestagswahl 2013

You can’t always get what you want 

Russland vom Feinsten.
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Ihnen neue Märkte.

LogistikIndustrie Landwirtschaft
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„FAMILIENUNTERNEHMER“ 
Präsident der Sektion Russland im 

Wirtschaftskomitee Deutschland (WBA)
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deutsche Mittelständler und Familienunternehmer
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Podiumsdiskussion

Kunst und Markt

In Zeiten von Niedrigzinsen halten Investoren nach alternativen Anlagemöglichkeiten Ausschau. Zeitgenössische 
Kunst rückte dabei bereits früh in den Blick der Kapitalanleger und bescherte dem Kunstmarkt den rasanten Auf-
wärtstrend der letzten Jahre. Da qualitativ hochwertige Arbeiten rar, und die Qualität von jungen Künstlern schwer 
zu beurteilen sind, gibt es viele offene Fragen: Wie nähere ich mich dem Kunstmarkt? Was kommt für mich in 
Frage? Erkenne ich Blue Chips oder Epigonen? Wie sicher oder wie potent muss eine Anlage sein?

Autor : Rene S. Spiegelberger

A
ls mit Gerhard Richters Frühwerk 

„Zwei Liebespaare“ im Febru-

ar 2008 in London erstmals die 

Zehn-Millionen-Dollar-Hürde eines leben-

den Künstlers genommen wurde, galt das 

als außerordentliches Ergebnis. Man erwar-

tete, dass dies für den in Köln lebenden 

Maler, Jahrgang 1932, auf lange Zeit der 

Höchstpreis bleiben würde. Seither geschah 

es jedoch noch weitere 25 Mal, zuletzt mit 

33 Millionen Dollar im Mai 2013 in New 

York. Berechtigt ist also die Frage, wer die 

potentiellen Nachfolger von Stars wie Rich-

ter, Koons oder Uecker sind? Vor allem aber: 

Wie identifi ziere ich sie frühzeitig?

Zu diesen und ähnlichen Fragestellungen 

diskutierten Rene S. Spiegelberger mit 

dem Vorsitzenden des Kuratoriums der 

Stiftung Museum Schloss Moyland, bes-

ser bekannt als Beuys-Museum, Franz van 

der Grinten, und dem 1976 geborenen 

Ausnahmekünstler, Simon Schubert, der 

zuletzt mit dem „Phönix Kunstpreis“ aus-

gezeichnet wurde.

Schubert hat mit seinen komplexen Papier-

faltungen eine unverkennbare Handschrift 

entwickelt, die wir Ihnen bereits in der ‚für 

Hamburg’-Ausgabe 01/2013 ausführlich 

vorgestellt haben. Hiermit konnte dann 

auch sogleich der erste von unterschiedli-

chen Punkten in der Beurteilungsliste jün-

gerer künstlerischer Positionen positiv ver-

merkt werden. Doch die Unverkennbarkeit 

eines Werkes allein reicht nicht aus, wie 

Kunstmarktexperte van der Grinten her-

vorhob. Auch darf ein Nachwuchskünstler 

nicht dem Druck des Marktes nachgeben. 

Sammler und Galeristen generieren einen 

natürlichen Bedarf. Dieser sollte jedoch 

keinesfalls Triebfeder für die Arbeit sein. 

Vielmehr ist es wichtig, dass eine Entwick-

lung ablesbar ist. Werkzyklen, die aufgrund 

von künstlerischen Aspekten abgeschlos-

sen wurden, wecken Begehrlichkeiten und 

sind der erste Schritt in den Drittmarkt 

der Auktionen. Ein Sammler, der später 

bei einem Künstler einsteigt, trägt hier zur 

Nachfrage bei. Dies erklärt beispielsweise 

auch bei arrivierten Künstlern wie Markus 

Lüpertz, Franz Erhard Walther oder Otto 

Piene die deutlich höheren Preise für Ar-

beiten der sechziger und siebziger Jahre 

gegenüber aktuellen Werken.

Abermals am Beispiel Schuberts wurden 

dann noch weitere relevante Punkte für 

die erfolgreiche Entwicklung jüngerer 

Künstler am Markt belegt. Auch wenn es 

immer wieder Ausnahmen gibt, die einen 

anderen Weg beschreiten, ist doch die 

akademische Ausbildung an einer namhaf-

ten Kunstakademie wie der in Düsseldorf, 

vorzugsweise in der Meisterklasse eines 

prominenten Professors, ein gutes Indiz. 

Wer sich Meisterschüler von Peter Doig, 

Karin Kneffel, Andreas Gursky oder An-

thony Cragg nennen darf, zählt bereits zur 

Nachwuchselite. Garant für den eigenen 

Erfolg ist dies natürlich nicht, eine gute Vo-

raussetzung allerdings allemal. Ausnahmen 

bilden hier immer öfter, die häufi g sehr 

erfolgreich am Markt agierenden Vertreter 

der Urban- oder Street-Art, die wie Bank-

sy, XOOOOX oder Faile dieser Gesetz-

mäßigkeit trotzen können. 

Weiter sind die künstlerischen Erfolge 

ein wichtiger Indikator. Was darf man von 

einem Künstler nach drei, fünf oder zehn 

Jahren nach dem Abschluss erwarten? 

Was sollte mindestens erfolgt sein? Hat er 

bereits eine Galerievertretung gefunden? 

Ist diese Galerie auf der Art Cologne oder 

nur auf der Art Karlsruhe vertreten? Die 

Kölner Messe oder gar Basel sind auch für 

Galerien so etwas wie ein Ritterschlag. Ein 

Künstler, der hier zu sehen ist, wird auch 

die anderen Kriterien seiner Altersklasse 

entsprechend mit Bravour erfüllt haben. 

Hierbei geht es um erste Kunstvereins-

Ausstellungen, Gruppenausstellungen in 

kleineren Museen und natürlich auch die 

ersten Ausstellungen, die mit Katalogen 

begleitet werden.

Aber reicht all das, um in die Fußstapfen 

der erfolgsverwöhnten Top 100 der inof-

fi ziellen Weltrangliste des sogenannten 

Kunstkompasses zu treten? Keinesfalls. Das 

Œvre eines Künstlers sollte auch facetten-

reich sein, Sammlern und Ausstellungsbe-

suchern immer wieder Überraschungen 

durch neue Entwicklungen und Schaffens-

phasen bieten, ohne sich zu zerfasern. We-

niger ausschlaggebend ist eine vermeint-

liche Schönheit der Arbeiten. Ästhetik ist 

für Erfolg am Markt nicht ausschlaggebend. 

Häufi g gilt sogar, dass eine gewisse Anti-

Ästhetik hoch geschätzt wird. Diese wird 

dann zumeist in einem komplexen, intel-

lektuellen Überbau des Künstlers begrün-

det. Eines der bekanntesten Beispiele hier-

für ist Joseph Beuys, der lediglich in seinem 

zeichnerischen Frühwerk und bei einigen 
Simon Schubert, Musikzimmer

ELEKTRO- UND KUNSTSTOFFTECHNIK GMBH

Serienumsetzung von Baugruppenmontagen und Kabelkonfektion 
inkl. Entwicklungssupport und Produktpflege
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sehr späten Arbeiten, kurz vor seinem 

Tod Mitte der achtziger Jahre, klassische 

Schönheitsideale erfüllte. Dennoch ist er 

einer der Künstler, dessen Preise derzeit 

massive Steigerungsraten erfahren – und 

das zu Recht. Im Vergleich zur internatio-

nalen Bedeutung seines Werkes und des 

kontinuierlich ansteigenden Interesses an 

seinen Positionen ist er weiterhin verhält-

nismäßig niedrig bewertet.

Ein komplexes System also. Wer hierbei 

vermutet, dass es im Bereich der Invest-

ments in aktuelle Tendenzen am Kunst-

markt mittelfristig mehr Verlierer als Ge-

winner geben wird, liegt also tendenziell 

richtig. Viele Gesetzmäßigkeiten des Ak-

tienmarktes sind allerdings auch einfach 

übertragbar. Blue Chips gibt es auch hier. 

Wer auf etablierte Positionen setzt, darf 

zwar nicht mit exorbitanten Gewinnmar-

gen rechnen, schützt sich aber vor Total-

verlust. Einziger Unterschied: Bei einem 

Künstler schwankt die Qualität, und die 

Mode nimmt einen zusätzlichen Einfl uss. 

Somit ist Warhol nicht gleich Warhol. Was 

also dem Immobilienmann seine Dreifach-

regel „Lage, Lage, Lage“ ist, können wir in 

die einfache Faustregel für eine sichere 

Kunstanlage wie folgt übertragen: die bes-

ten Künstler und von denen die besten 

Bilder. Wer also seine berühmte Marilyn 

in einem handlichen Leinwandformat zu 

einem günstigen Marktpreis erwirbt, wird 

ähnlich wenig verkehrt machen, wie der-

jenige, der eine Altbauwohnung in der 

Magdalenen- oder Innocentiastrasse kauft. 

Leider ist das Angebot in beiden Fällen ex-

trem überschaubar.

Die einfachste Regel beim Kunstkauf bleibt 

jedoch, sich auf seinen Bauch zu verlassen. 

„Berührt Sie ein Werk zutiefst, regt es Ihre 

Phantasie an, können Sie sich kaum dar-

an satt sehen und wollen Sie sich damit 

umgeben? Werfen Sie alle anderen Regeln 

über den Haufen, kaufen Sie und genießen 

Sie es. Sie haben alles richtig gemacht!“, so 

das Fazit von Künstler Simon Schubert.
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Lukas Hartmann 

Abschied von Sansibar

Roman · Diogenes
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Hartmann
Abschied

von Sansibar

Roman · Diogenes

Lukas 
Hartmann
Abschied

von Sansibar

L
ukas Hartmanns lesenswerter Ro-

man beruht auf einer wahren Ge-

schichte und handelt von einem 

schmerzlichen Abschied von Sansibar und 

einem unterkühlten Willkommen in Ham-

burg – damals, Ende des 19. Jahrhunderts, als 

Salme bint Said, Prinzessin von Oman und 

Sansibar,  in die Hansestadt kam.

Der Schweizer Autor begibt sich auf Spuren-

suche im Leben dieser eindrucksvollen Frau, 

die 1924 als Emily Ruete in Jena starb. Ihre 

Urne wurde im Familiengrab in Hamburg-

Ohlsdorf beigesetzt. Der Schriftsteller lässt 

aus einer ungewöhnlichen Lebensgeschichte 

ein großartiges historisches Epos entstehen. 

Salme und Heinrich lernen sich 1866 auf 

Sanisbar kennen und lieben. Salme wird 

schwanger und fl ieht auf einem britischen 

Kriegsschiff nach Aden, wo sie auf Hein-

rich wartet. Die junge Frau konvertiert 

zum Christentum, nimmt den Taufnamen 

Emily an und heiratet ihren Geliebten. Die 

frisch vermählten Eheleute machen sich 

auf den Weg nach Hamburg. Aber nur für 

den Ehemann ist es eine glückliche Heim-

kehr. Es sind nicht nur die klimatischen 

Unterschiede, die es der Frau erschwe-

ren zwischen Elbe und Alster heimisch 

zu werden. Auch die Mentalität und die 

Gebräuche in der Kaufmannsstadt sind ihr 

wesensfremd. Für sie ist es ein Geschenk, 

dass sie in kurzer Zeit drei Kinder zur Welt 

bringen kann – ihr Heimweh verliert an 

Bedeutung. Das Familienglück fi ndet ein 

jähes Ende, als Heinrich Ruete 1870 bei 

einem Unfall ums Leben kommt. Unverse-

hens wird die Witwe einem Vormund un-

terstellt. Ohne fi nanzielle Rücklagen und 

allein mit drei Kindern scheint ihre Lage 

ausweglos…

In späteren Jahren teilen die Kinder Said, 

Antonie und Rosalie das Schicksal ihrer 

Mutter. Sie leben als Wanderer zwischen 

den Welten – zwischen Orient und Ok-

zident, Islam und Christentum, deutscher 

Disziplin und unbändiger Exotik. 

Lukas Hartmanns Roman ist ein eindrucks-

volles Panorama von Menschen und Ereig-

nissen in bewegten Zeiten. 
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Hamburg. Mit Skepsis, Unverständ-
nis und Sorge für die Zukunft hat die 
Hamburger Wirtschaft auf das Ergeb-
nis des Volksentscheides zum Rück-
kauf der Energienetze reagiert.
„Emotionen haben über die Vernunft 
gesiegt, die Energiewende wird 
faktisch aufgehalten statt sie zu be-
schleunigen“, sagte Fritz Horst Mels-
heimer, Präses der Handelskammer. 
Die Stadt müsse nun ihre bestehende 
Beteiligung rückabwickeln, ein neues 
Unternehmen gründen, die Konzessi-
on ausschreiben, sich bewerben und 
dann auch noch, trotz zahlreicher 
anderer Bewerber, den Zuschlag er-
halten.
„Was dies tatsächlich und auf der 
Zeitachse bedeutet, ist ungewiss“, 

sagte Melsheimer. Zudem seien die 
von den Energieversorgern zugesag-
ten Investitionen in Höhe von 1,6 Milli-
arden Euro jetzt fraglich. „Mit unseren 
Sachargumenten haben wir bei den 
Hamburgern in den letzten Monaten 
viel Boden gut gemacht und ein von 
den Befürwortern des Netze-Rück-
kaufs schon entschieden geglaubtes 
Rennen wieder offen gestaltet“, sagte 
Melsheimer. Ein Viertel der Hambur-
ger habe im Vergleich zu den ersten 
Umfragen ihre Meinung geändert, 
insgesamt teile fast die Hälfte der Be-
völkerung die Skepsis der Handels-
kammer. Melsheimer: „Es ist zwar 
nicht gut, dass eine derart wichtige 
und kostenwirksame Entscheidung 
so knapp ausgefallen ist. Aber wir 

Wirtschaft besorgt über Folgen des Volksentscheides
Handelskammer und Verbände erwarten negative Auswirkungen nach der Abstimmung über die Rekommunalisierung der Energie-
netze. „Emotionen haben über die Vernunft gesiegt, die Energiewende wird faktisch aufgehalten statt sie zu beschleunigen.“
Von Jan Haarmeyer

sind gute Demokraten, akzeptieren 
das Ergebnis und haben uns vorge-
nommen, im Hinblick auf künftige 
Volksinitiativen daraus zu lernen.“
„Das ist kein guter Tag für die Zukunft 
unseres Standorts“, sagte Michael 
Westhagemann, Vorsitzender des 
Industrieverbands Hamburg (IVH) 
und Sprecher für das Aktionsbündnis 
gegen den Rückkauf aus 15 Kam-
mern, Verbänden und Vereinen. Auf 
Hamburg werde nun eine lange und 
riskante Phase mit Planungsunsicher-
heit zukommen.
Er erwarte langwierige politische und 
juristische Verfahren und möglicher-
weise negative Auswirkungen auf das 
allgemeine Investitionsklima in der 
Stadt. „Diese Phase werden wir in 

unserer Verantwortung für Hamburg 
kritisch aber konstruktiv begleiten“, 
sagte Westhagemann.
Josef Katzer, Präsident der Hand-
werkskammer Hamburg, sagte: „Auch 
das Hamburger Handwerk sieht diese 
Entscheidung mit großer Sorge. Denn 
die Wirtschaft ist auf verlässliche Rah-
menbedingungen angewiesen. Nach 
dem Volksentscheid bleibt aber völlig 
unsicher, ob die Stadt Hamburg die 
anstehende Ausschreibung gewinnen 
und die Netze zurückkaufen kann.“
Jan Schmidt, Regionalvorsitzender 
von „Die jungen Unternehmer“ im Ver-
band der Familienunternehmer zeigte 
sich ebenso besorgt: „Die Hamburger 
Familienunternehmer sind beunruhigt 
über das extrem hohe wirtschaftliche 
Risiko, das nun mit dem Kauf der 
Energienetze durch die Stadt einher-
geht. Im Bündnis haben wir intensiv 
informiert und davor gewarnt, dass 
sich der Staat als Unternehmer in 
Hamburg schon zu häufi g betätigt 

hat, mit fatalen Konsequenzen für die 
öffentlichen Kassen.“ Gleichzeitig be-
tonte Schmidt: „Vor dem Hintergrund 
unseres Respekts vor der demokra-
tischen Legitimierung stehen wir der 
Stadt bei der Umsetzung des Volks-
entscheids mit unternehmerischem 
Rat zur Seite.“
Andreas Wende, Sprecher für den 
Zentralen Immobilienausschuss (ZIA)
Nord: „Die jetzt anstehenden Verhand-
lungen müssen dazu führen, dass es 
keine lange Hängepartie gibt und zu-
künftig ein diskriminierungsfreier und 
bezahlbarer Zugang zu den Netzen 
auch für dezentrale Energieversor-
gung gewährleistet wird.“
Der Wirtschaftsrat der Hamburger 
CDU wagte schon einmal einen wei-
ten Blick nach vorne: „Leider wird die 
Zukunft nicht nur zeigen, dass die 
Argumente der Initiative falsch waren, 
sondern auch, dass das ein schlech-
tes Geschäft für den Hamburger 
Steuerzahler war.“
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Wir begleiten Sie mit unserem VR-FinanzPlan Mittelstand.

      Jeder Mensch hat etwas, das ihn antreibt.
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Lösung. Vereinbaren Sie einen Termin in einer unserer Filialen, telefonisch unter 
040/30 91-00 oder gehen Sie online: 

www.hamburger-volksbank.de

Kurz gemeldet

V
 or 75 Jahren gründeten Arthur und Werner Krüger in 

Hamburg Wandsbek das kunststoffverarbeitende Unter-

nehmen Arthur Krüger. Gründerenkel Jürgen Krüger wird 

ebenfalls 75 Jahre – ihm wurde der Betrieb im wahrsten Sinne des 

Wortes in die Wiege gelegt. Mit Stolz blickt er im Jubiläumsjahr 

auf sein Lebenswerk. Tochter Carola Keller und Sohn Nils Krüger 

sind seit Langem als Gesellschafter und Geschäftsführer dem Un-

ternehmen verbunden und gehen nun mit Geschäftsführer Michael 

Paterka und Michael Klein – in familiärer Tradition – in die Zukunft. 

Carola Keller verantwortet den Bereich Personal & Ausbildung. Ihr 

ist es wichtig, die Balance zwischen dem Wohlergehen der Mitar-

beiter, der Attraktivität als solider Arbeitgeber und dem gesunden 

Wachstum des Familienunternehmens zu schaffen. Nils Krüger ist 

verantwortlich für den Bereich Marketing & Vertrieb. Er konzent-

riert sich insbesondere auf die Fortentwicklung des Tiefziehverfah-

rens im Twin-Sheet: ein modernes Verfahren zur Herstellung von 

doppelwandigen Teilen und Hohlkörpern aus Kunststoff in nur ei-

nem Arbeitsgang.

Die Arthur Krüger Gruppe ist ein mittelständisches Kunststoffunter-

nehmen mit aktuell 200 Mitarbeitern an zwei Standorten in Barsbüt-

tel. Im Zentrum stehen die Beratung und Versorgung mit Halbzeugen, 

die Produktion von Fertigteilen sowie der GFK-Anlagenbau.

Geschäftsführung heute: (v.l.n.r.) Nils Krüger, Carola Keller, 
Michael Klein und Michael Paterka
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M
it großer Mehrheit hat der Verband DIE JUNGEN 

UNTERNEHMER bei seiner Mitgliederversammlung 

in Berlin die Bundesvorsitzende Lencke Wischhusen 

(28) für ein weiteres Jahr in ihrem Amt bestätigt. Die Stellvertre-

tenden Bundesvorsitzenden Fabian Freisberg, Horst Ingmar Kilian 

und Sebastian von Waldow wurden ebenfalls wiedergewählt. Ralf 

Saatkamp trat nach vier Jahren nicht mehr zur Wahl an. Statt-

dessen kandidierte der Hamburger Unternehmer Kai Teute und 

wurde als Stellvertreter neu in das Präsidium gewählt. Für ihre 

zweite Amtszeit hat sich die Bremer Unternehmerin vorgenom-

men, die Koalition in Trab zu halten. „Politiker beider Koalitions-

parteien scheinen bei ihren Haushaltsplänen davon auszugehen, 

dass die Steuereinnahmen weiterhin so sprudeln wie bisher. 

Fakt ist: Sobald die Einnahmen sinken, werden die Politiker neue 

Schulden aufnehmen oder die Steuern erhöhen müssen, um ihre 

Versprechen zu erfüllen. Die Zeche zahlen dann wir, die junge 

Generation“, warnte die wiedergewählte Bundesvorsitzende von 

DIE JUNGEN UNTERNEHMER in ihrer Rede.

Lencke Wischhusen ist geschäftsführende Gesellschafterin von 

W-Pack. Das Unternehmen erzielt einen Jahresumsatz von 

Unternehmen Arthur Krüger 

und Enkel des Gründers 

werden 75 Jahre

I
m Vorstand von DIE JUNGEN UNTERNEHMER im Regional-

kreis Metropolregion Hamburg vollzieht sich in diesen Tagen 

ein Wechsel. Fabian Gewald übernimmt von Jan Schmidt das 

Amt des Regionalkreisvorsitzenden. Jan Schmidt fungiert künftig 

als sein Stellvertreter. Er hatte um den Ämtertausch gebeten, um 

seinem Unternehmen wieder mehr Zeit widmen zu können. 

In der nächsten Ausgabe 1/2014 stellen wir Ihnen Fabian Gewald 

mit einem Porträt näher vor.

Vorstandswechsel bei Die JUNGEN 

UNTERNEHMER Regionalkreis 

Metropolregion Hamburg

Lencke Wischhusen bleibt 

Verbandschefin – Mitgliederver-

sammlung wählt Bremer Unter-

nehmerin für zweite Amtszeit

zirka 15 Millionen Euro und bietet sowohl ganzheitliche Verpa-

ckungskonzepte für Konzerne als auch klassische Standardware 

in Kleinmengen an. Vom Feinkostbecher bis hin zur Stretchfolie 

ist alles im Repertoire des Familienunternehmens, das seinen 

Hauptsitz in Bremen hat. Weitere Niederlassungen befi nden 

sich in Neermoor, Wolfen-Bitterfeld, Neustrelitz und Sprockhö-

vel. Rund 50 Mitarbeiter arbeiten an den fünf Standorten der 

Unternehmensgruppe. Vor ihrem Einstieg bei W-Pack absolvier-

te Lencke Wischhusen eine Ausbildung zur Groß- und Außen-

handelskauffrau und studierte Betriebswirtschaft mit Schwer-

punkt Unternehmensführung.

Die Wandsbeker Unternehmerfamilie führt den Betrieb 
in vierter Generation fort
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